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I Braucht Nordrhein-Westfalen 
ein Integrationskonzept? - 

Nordrhein-Westfalen brauche nicht nur ein Integrationskonzept, .wir haben es!" Die zu- 
gewanderten Menschen profitierten in unserem Bundesland von zahlreichen integra- 
tionsfördernden Maßnahmen und einer gut ausgebauten integrationspolitischen Infra- 
struktur. Das erklärf die SPD-Abgeordnete Vera Dedanwala Der CDU-Abgeordnete 
Wllli Zylaiew verneint das: Bisher stehe den Zuwanderern kein in sich geschlossenes 
lntegrationskonzept zur Seite, das übersichtlich und ausgewogen den Weg für eine 
dauerhafte Integration ebne. lntegrationspolitik sei als Querschnittsaufgabe anzusehen, 
die in allen Lebensbereichen aktiv umzusetzen sei. Für die migrationspolitische Spre- 
cherin der FDP, Dr. Ute Dreckmann, ist die Teilhabe der Migranten am Arbeitsmarkt, am 
Bildungswesen und am sozialen Leben wichtig für Gleichbehandlung und Chancen- 
gleichheit. Bei einem flächendeckenden Angebot von kostenlosen Deutschkursen 
seien Sanktionen nur dann sinnvoll, wenn das Sprachdefizit der beruflichen Integration 
im Wege stehe. Jamal Kars11 (GRUNE) weist auf das von seiner Fraktion vorgelegte 
lntegrationskonzept hin und verlangt von der Politik Rahmenbedingungen, .,innerhalb 
derer sich alle Gruppen in die Gesellschaft eingliedern können". Zugleich sei es die Auf- 
gabe aller, rassistischer Gewalt entgegenzutreten. (Seite 2) 

Filter gegen illegale Inhalte am Schulcomputer 

„Nutzungsvereinbarungen" mit Jugendlichen 
Jugendliche hätten am schule~genen Com- 
puter sexistische und rassistische lnhalte 
per lnternet konsumiert oder rechtlich frag- 
würdige lnhalte heruntergeladen, versandt 
oder per CD vervielfältigt. 

Das sei ihr mehrfach berichtet worden. 
stellt die GRUNE-Vorsitzende und Ober- 
studienrätin Sylvia Löhrmann in einer Klei- 
nen Anfrage fest. Sie fährt fort, Ziel schu- 
lischer Medienerziehung müsse es sein, 
Kinder und Jugendliche zur selbstständi- 
gen Nutzung der Medien anzuleiten. Eine 
allzu enge Kontrolle verbiete sich daher. 
Andererseits sei dem Jugendschutz Rech- 
nung zu tragen. 

Die Abgeordnete fragt deshalb die Lan- 
desregierung, welche Filter es gebe, um an 
Schulen einen Zugang von Schülerinnen 
und Schülern zu rassistischen, sexisti- 
schen und illegalen Inhalten des Internets 
zu verhindern? 

Schulministerin Gabriele Behler (SPD) teilt 
in ihrer Antwort mit, die gängigsten Filter- 
Systeme, die in Schulen eingesetzt würden, 
seien Surfvontrol, Cybersiiier und Net- 
nanny. Filter könnten von der Schule bzw. 
vom Schulträger angescham werden. Die 
deutsche Version ..CyberPatrol" von Surf- 

control beispielsweise koste knapp 50 
Mark, die Preise anderer Filter lägen in ver- 
gleichbarer Größenordnung. 

Für die Ministerin stellen indessen „Nut- 
zungsvereinbarungen" mit den Schüle- 
rinnen und Schülern den wirksamsten 
Schutz dar. 
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Anonyme Geburt 
Die Frakiionen im Landtag sind sich einig, 
dass die Voraussetzungen für die anonyme 
Geburt geschaffen werden müssen. (Seite 4) 

Hochschulen 
In einer Aktuellen Stunde hat sich der Land- 
tag mit dem Vorwurf der CDU auseinander 
gesetzt, die Hochschulpolitik im Lande ver- 
folge kein Gesamtkonzept. (Seite 5) 

Metrorapid 
Ein Unterausschuss des Verkehrsaus- 
Schusses soll die Machbarkeitsstudie zum 
Metrorapid im Ruhrgebiet begleiten. 

(Seite 6) 

Tierschutz 
In der Anhörung des Haupt- und des Land- 
wirtschafisausschusses ist das Fur und Wi- 
der einer Verankerung des Tierschutzes in 
der Landesverfassung erwogen worden. 

(Seite 7) 

Briefkontrolle 
Datenschutz hinter Gefängnismauern: Die 
oberste Datenschützerin des Landes ist ge- 
gen die flächendeckende Kontrolle der Post 
von Gefangenen. (Seite 11) 

Michels Nachtgebet Zeichnung: Hanei (Kötner Sladlanzeiger) 
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Integration ist Bedingung für umfassende Teilhabe 
Von Von Von Von 

Vera Dedanwala Wilii Zylajew Dr. Ute Dreckmann Jamal Karsli 

Nordrhein-Westfalen braucht nicht lntegration wird überwiegend auf Nordrhein-Westfalen braucht Die Vorlage eines Einwanderungs- 
nur ein Integrationskonzept, wir ha- kommunaler Ebene geleistet. dringend ein Integrationskon- und lntegrationskonzeptec. die Dis- 
ben es! Die zugewanderten Men- Städte und Gemeinden reagie- Zept Denn die Gleichbehand- kussion darüber und das Werben für 
schen profitieren in unserem ren mit hohem finanziellen und lung vor dem Gesetz und Chan- gesellschaHliche Mehrheiten ist not- 
Bundesland von zahlreichen inte- personellen Aufwand auf Proble- cengleichheit aller in Deutsch- wendiger denn je. In der Vergangen- 
grationsfördernden Maßnahmen me, die durch fehlende Integra- land lebender Menschen. unab- heit wurde auf die gesellschaftlichen 
und einer gut ausgebauten inte- tionsstrukturen verursacht wor- hängig von ihrer Herkunft oder Herausforderungen durch Migration 
grationspolitischen Infrastruktur. Mit den sind. Eine frühzeitige Inves- Religion, ist der Grundstein ei- vor allem durch Restriktionen im 
dem bundesweit einmaligen Migra- tition in Integrationsmaßnahmen ner demokratischen Gesell- Ausländerrecht und populistischen 
tionsausschuss des Landtages, der könnte den Aufwand und die Foi- schaft. Sprachkompetenz ist der Ausgrenzungskampagnen reagiert; 
Landessteile für Aussiedler, Zuwan- gekosten misslungener Integra- wichtigste Schlüssel zur Integra- Verunsicherung und Ängste in der 
derer und ausländische Flüchtlinge, tion verringern. tiOn, aber nicht das alleinige Bevölkerung haben sich dadurch ver- 
dem Landeszentrum für Zuwandern Mittel. stärkt. Meine Fraktion hat bereits im Bisher 'Ieht den in Wer rechtmäßig in NRW lebt, soll Februar dieses Jahres einen Entwurf sowie den inzwischen 27 Regiona- Nordrhein-Westfalen kein in sich 
len Arbeitsstellen (RAA) haben wir geschlossenes auch hier arbeiten dürfen, und für ein lntegrationskonzept vorgelegt. Integrations- zwar ohne Wartefrist. Die FDP Es ist in meinem Büro unter 0 2 i t I  zur Umsetzung unserer integra- konzept zur das 
tionspolitischen Anstrengungen ein lich und ausgewogen den Weg fordert deshalb, die Arbeitser- 8842602 zu erhalten oder unter 
leistungsfähiges Fundament ge- für eine dauerhafte laubnispflicht abzuschaffen. Die www.gruene.landtag. nnn.de abrufbar. 
schaffen. Wir werden dabei unter- ebnet. Vorrangregelung für Deutsche Wir nehmen alle hier lebenden Men- 
stützt von zuverlässigen Partnern. und andere bevorrechtigte Ar- schen mit ihren Ängsten und Verun- 
die einen wichtigen Beitrag zur Inie- Die bestehenden Ungieichbe- beitslose Soll gestrichen wer- Sicherungen ernst und wollen diesen 
gration der dauerhaft bei uns leben- handlungen zwischen verschie- den. Offene Arbeitsstellen könn- durch Aufklärung entgegenwirken. 
den Menschen leisten. denen Zuwanderergruppen ten so besetzt und die Sozial- Konflikte, die durch Zuwanderung 
Um die vor uns liegenden Heraus- müssen abgebaut werden. So kassen entlastet werden. mangelnde Integration entstehen. 
forderungen zu bewältigen, reicht müssen bei einem Integrations- Für alle in Deutschland leben- müssen mit unseren demokratischen 
das allein jedoch nicht aus. Die konzept auch Spätaussiedler den Ausländer - inklusive Asyl- Spielregeln gelöst werden. Die Politik 

SPD: Die Integrationspoliiik CDU: Integrationskonzept FDP: Integration GRÜNE: Fremdenfeindlichkeit 
bei uns in NRW beispielgebend der CDU liegt vor braucht Chancengleichheit konsequent entgegentreten! 

SPD-LandtagsfraMlon hat deshalb berücksichtigt werden. von de- bewerber und Bürgerkriegs- muss Rahmenbedingungen schaf- 
ein Programm vorgelegt, mit dem wir nen in den letzten zehn Jahren flüchtlinge - will die FDP einen fen, innerhalb derer sich alle GWP- 
der Integrationspolitik in NRW weite- etwa 670 000 in Nordrhein-West- einheitlichen Aufenthaitsstatus Pen in die Gesellschaft eingliedern 
re wichtige Impulse geben. Wir wer- falen eingereist sind. Sie leisten einführen. Die Schulpflicht soll können. 
den u.a dafür Sorge tragen, dass wirtschaHlich, gesellschaftlich auch für Kinder der Asylbewer- Die oH zitierte .Fremdenfeindlichkeit 
zuwandernden Menschen so und kulturell einen wichtigen ber und Flüchtlinge gelten. Bis- ohne Fremde" ist Hinweis darauf, 
schnell wie möglich nach ihrer An- Beitrag für unser Gemeinwesen. her haben sie nur ein Schul- dass es nicht ausschließlich um kog- 
kunft ein verpflichtendes Paket um- Dennoch fühlen sich vor allem recht. Es ist nicht hinnehmbar, nitives Wissen über Zugewanderte 
fassender Integrationshilfen ange- jugendliche männliche Spätaus- dass in unserem Land Analpha- und die Möglichkeiten der Wahrneh- 
boten wird. Wir werden die Rahmen- siedler desillusioniert und zie- beten heranwachsen ohne jede mung interkultureller Kontakte geht 
bedingungen für ein zielgerichtetes hen sich in ihre eigene kulturelle berufliche Perspektive. Es ist nie Fremdenfeindlichkeit und Rassismus 
interkulturelles Lernen und eine effi- Gruppe zurück. Spätaussiedler voraussehbar, wie lange der in Form physischer und psychischer 
zienie Sprachförderung verbessern. verfügen über die gleichen Inte- Aufenthalt in Deutschland dau- Gewalt sind nicht einfach nur Angriffe 
Dabei wollen wir Migrantinnen und grationsprobleme wie ausländi- ert. gegen Einzelne. die nicht hinnehm- 
Migranten verstärkt in die integra- sche Migranten. Maßgebliches Ein weiterer wichtiger Schritt zur bar sind. sie stellen den gesellschail- 
tionsfördernden Maßnahmen mit lntegrationshemmnis sind hier- lntegration ist die gesellschaftli- iichen Grundkonsens der Gleichwer- 
einbinden. Wir wollen sie unlerstüt- bei Defizite bei der Beherr- che Teilhabe. Deshalb fordert tigkeit von Menschen in  rage. Sie 
Zen. wenn sie in ihrer Rolle als EI- schung der deutschen Sprache. die FDP das kommunale Wahl- schaffen für Migrantlnnen ein Klima 
tern. Erzieherlinnen oder Lehrerin- lntegrationspolitik muss künftig recht für alle Ausländer, die anhaltender Bedrohung und beför- 
nen und Lehrer Verantwortung als Querschnittsaufgabe ver- mehr als fünf Jahre rechtmäßig dern so nicht selten den Rückzug in 
übernehmen. standen werden, die eine aktive in Deutschland leben. An die als sicher erfahrene ethnische Grup- 
Von zentraler Bedeutung ist für uns. Umsetzung in sämtliche Le- Stelle der Ausländerbeiräte in pen. Ausgrenzung und Selbstabgren- 
zur Verbesserung der politischen bensbereiche Verlangt. Zwar den Städten müssen Migrations- zung bedingen einander. Es ist des- 
und gesellschafilichen Teilhabe das kann lntegration nicht verordnet ausschüsse mit Entscheidungs- halb zentrale Aufgabe der Politik, der 
Kommunalwahlrecht für alle mit werden. doch können politische kompetenz treten (Solinger MO- Institutionen gesellschaftlicher Mei- 
langjährigem ~ ~ f ~ ~ t h ~ l t  einzufüh- Vorgaben Integrationsprozesse dell). nungsbildung. der Medien und B~I- 

ren. Wir werden unsere Integrations- stützen und fördern. Ein flächendeckendes Angebot dungseinrichtungen. fremdenfeind- 
angebote auch für bereits lange bei Die CDU-LandtagsfraMion hat an kostenlosen Deutschkursen licher und rassistischer Gewalt kon- 
uns lebende Flüchtlinge öffnen. Wir mit ihrem Antrag "Einheit in Viel- ~ 0 1 1  gezielt Zum Erlernen der sequent entgegenzutreten und deut- 
unterstützen die Landesregierung falt - Programm für eine erfolg- deutschen Sprache auffordern. lich zu machen. dass sie nicht zum 
bei ihrem vorhaben, im Rahmen ih- reiche Politik der Integration" die Diese Kurse sollen auch Asylbe- Spektrum gesellschaftlich akzeptier- 
rer .Integrations-initiative" alle inte- Diskussion über eine neue In- werbern und Bürgerkriegsflücht- ten Handelns gehört. 
grationspolitischen Leistungen zu tegrationspolitik in Nordrhein- lingen offen stehen. Sanktionen Eine erfolgreiche lntegration kann 
bündeln. Wir werden unsere Integra- Westfalen eingeleitet. Wir hoffen. für Lernunwillige sind nur sinn- sich nicht nur auf einzelne initiativen 
tionspolitik weiterhin konsequent dass es über diesen Antrag nun Voll, wenn das SPrachdefizit - verlassen. In allen gesellschaftlichen 
daran ausrichten, dass die Zuge- fraktionsübergreifend zu einer Zum Beispiel bei Arbeitslosen - Bereichen muss in unserem Land für 
wanderten Menschen bei uns in der gemeinsamen Verständigung der beruflichen Integration im lntegration und für eine Kultur der 
Mine der Gesellschaft leben können. kommt. Wege steht. Anerkennung geworben werden. 
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Aktuelle Stunde 

Land NRW soll 
Bundesvergabegesetz 
voranbringen 
Der Landtag debattierte in Aktueller Sunde 
am 2. Mai über das von SPD und GRUNEN 
beantragte Thema .Die Einführung eines 
Bundesvergabegesetzes im ÖPNV und 
Baubereiche forcieren - die Bundesratsini- 
tiative des Landes unterstützen: 

Marc Jan Eumann (SPD) erläuterte, die in- 
itiative der Landesregier~ng f¿r ein bLnaes- 
weltes Veraabeaesetz und aeaen Lohn- 
dumping füie siEh gut ein in dis~orderun- 
gen der Arbeitnehmer am 1. Mai. Es gehe 
darum, Ordnung auf dem Arbeitsmarkt zu 
schaffen. Die EU-Kommission verfolge die 
Liberalisierung von öffentlichen Dienstleis- 
tungen. Das führe aber zu arbeitsmarktpoli- 
tischen Verwerfungen. Für die SPD habe 
Tariflreue einen hohen Wert. Bei Bauaufträ- 
gen und Verkehrsdienstleistungen sollten 
Tarifverträge geschützt werden. Dubiose 
Subunternehmer sollten nicht länger billi- 
gend in Kauf genommen werden. Tarifge- 
bundene Unternehmen dürften nicht be- 
straft und ausländische Arbeitnehmer nicht 
ausgenutzt werden. Dass die Initiative für 
ein Vergabegesetz des Bundes von NRW 
ausgehe, sei konsequent und diene auch 
dem Mittelstand. 

Peter Eichenseher (GRÜNE) hielt den Vor- 
stoß, der eine Forderung der GRUNEN um- 
setze, für wichtig und gut. Die SPD solle sich 
trotz der Vorbehalte mancher Kabinettskol- 
legen ihrer Partei für das Vorhaben einset- 
zen. In der EU werde das Bestellerprinzip 
beim öffentlichen Verkehr eingeführt. Die 
Deckelung beim Que~erbund zwinge zu ef- 
fizienter Wirtschaft. Mehr Wettbewerb wer- 
de gebraucht, aber Lohn- und Qualitäts- 
dumping solle verhindert werden. Einen 
Rechtsrahmen für fairen Wettbewerb biete 
das Vergabegesetz. Es zwinge alle Beteilig- 
ten zu gleichen Bedingungen. Auch die För- 
derung.,des Öffentlichen Personennahver- 
kehrs (OPNV) müsse neu geregelt werden. 

Chrlstian Weisbrlch (CDU) äußerte Ver- 
wunderung über das Thema und nannte 
die Aktuelle Stunde eine Gespensterdebat- 
te, da der Ministerpräsident noch Anfang 
März ein solches Gesetz als nicht opportun 
bezeichnet habe, weil ein Verfahren beim 
Verfassungsgericht anhängig sei. ,,Der 
NRW-Wirtschaftsminister habe der O N -  
Gewerkschaft eine klare Absage erteilt, weil 
die Anwendung von Branchentarifverträgen 
nicht vorgeschrieben werden könne. Bis 
Mitte der 90er Jahre habe im deutschen 
Vergaberecht Wildwuchs geherrscht. Bis 
1995 hänen vergabefremde Kriterien Ein- 
gang in Richtlinien gefunden. Bayern, das 
Saarland und Berlin hätten ein Vergabege- 
setz und im Bundesrat den Entwurf eines 
Gesetzes für Tariflreueerklärungen einge- 
bracht. Die Bundesregierung habe diesen 
Vorstoß jedoch kalt lächelnd abgeblockt 
und auf ihren Gesetzentwurf zur Be- 
kämpfung illegaler Praktiken im öffentlichen 
Auftragswesen hingewiesen. Wenn Cle- 
ment beim Bundeskanzler nichts erreichen 
könne, solle er das sagen und nicht weiße 
Salbe verschmieren. 

Ihren Amtseid als neue Ministerin für Bundes- und Europaangelegenheiten des Landes Nordrhein- Westfalen 
hat die von Mini~ter~rä~ident Wolfaana Cfement ernennte SPD-Landtaosaboeordnete Hanneiore Krait vor - - 
dem Lendtag abgelegt. Zu Beginn derPlenarsitzung am 2. Mai nahm Landtagspräsident Ulrich Schmidt der 
neuen Ministerin den Eid ab. Anschließend gratulierte Schmidt und wünschte Hannelore Kraft allzeit eine 
glückliche Hand zur Erfüllung ihrer schwierigen Aufgaben. 

Dr. Gerhard Papke (FDP) befürwortete 
Wettbewerb auch für den OPNV und bean- 
standete Horrorszenarien der ON, auch mit 
Hinweisen auf Großbritannien. Aufgabe der 
Politik sei, diesem Druck nicht nachzuge- 
ben. Probleme bei Verkehrsunternehmen 
und im Baubereich sollten nicht ignoriert 
und gegen illegale Beschäftigung solle end- 
lich vorgegangen werden. Wir brauchten 
aber kein Vergabegesetz, sondern ent- 
schlossenes Vorgehen. Die Handhabe sei 
da, gegen Unternehmen vorzugehen. Ge- 
werkschaftsinteressen hätten im Vergabe- 
recht nichts zu suchen, wie auch Frauen- 
förderpläne. Ein Vergabegesetz würde den 
Wettbewerb schwächen und den Marktzu- 

verträge, die noch unter Spartenverträgen 
lägen. sollten keine Anwendung mehr fin- 
den. 

Rainer Schmeltzer (SPD) hielt die Interes- 
senformuiierung durch die OTV nicht für 
verwerflich. sondern für deren Pflicht. Der 
OPNV in Deutschland sei vorzeigbar in Eu- 
ropa. Nicht der billigste Anbieter, der nicht 
unbedingt der beste sei, solle den Zuschlag 
bekommen. Im OPNV gehe es um normale 
Löhne für Busfahrer, um 3- bis 4000 Mark 
monatlich brutto, um 250 000 Beschäftigte 
in rund 6000 Verkehrsunternehmen, davon 
35000 in NRW. Ihnen müsse die Politik 
Schutz verschaffen. Das Vergabegesetz 

gang erschweren. Zudem sei es ver- verhindere Wettbewerb nicht, sondern rege- 
Iassunaswidria. le diesen fair. Auch der ~rivate Omntbuwer- - 
Wirtschaftsminister Ernst Schwanhold 
(SPD) widersprach den beiden Vorrednern 
und wies auf ein anderes Vorgehen bei ei- 
nem Bundesgesetz hin. Er berief sich auch 
auf Unternehmer, die durch Sozialdumping 
aus fairem Wettbewerb herausgedrängt 
würden. Arbeitnehmer als Verlierer könne 
die Landesregierung nicht verantworten. 
aus sozialen und wirtschaftlichen Gründen. 
Tarife als Grundlage einer Kalkulation seien 
keine vergabefremden Aspekte. Für weitere 
Liberalisierung brauche man einen größe- 
ren Konsens. In Frankreich warteten Unter- 
nehmen nur darauf, in unseren OPNV hin- 
einzukommen, aber kein deutsches Unter- 
nehmen werde einen Auftrag in einer fran- 
zösischen Stadt bekommen. Gelackmeiert 
seien unsere öffentlichen Unternehmen und 
die Arbeitnehmer. Cjffentliche Auftraggeber 
sollten gebunden werden. Böswilliges Un- 
terlaufen werde auf Schranken stoßen. Tarif- 

band wolle einem ~ariivertra~ Nahverkehr 
beitreten. 

Barbara Steffens (GRÜNE) befürwortete 
die Bundesratsinitiative als wichtigen Schritt 
und wunderte sich über den CDU-Redner 
angesichts der .neuen Sozialpolitik" ihres 
Vorsitzenden. Die Koppelung öffentlicher 
Aufträge mit Frauenförderung habe sich als 
effektives Instrument erwiesen. Außer Tarif- 
treue und Frauenförderung werde es noch 
weitere Punkte geben. etwa die Ausbildung. 

Kerl Peter Brendel (FDP) vermisste Klar- 
heit, ob es sich um ein Bundes- oder auch 
um ein Landesgesetz handeln solle. und 
bezweifelte die Umsetzbarkeit. Im Baube- 
reich gehe es um ein Vollzugsdefizit und um 
undeutlichen politischen Willen. Kontrollen 
seien auch mit dem Vergabegesetz nötig. 
das im Ubrigen die Gemeinden stark belas- 
ten würde. 
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Fraktionskonsens in Sachen 

Es geht um Schutz 
d e r ~ u t t e r  und das 
Leben des Kindes 
Die CDU-Fraktion hat die Landesregierung 
dazu aufgefordert in Berlin im Bundesrat 
tatig zu werden, um die gesetzlichen Vor- 
aussetzungen für die anonyme Geburt zu 
schaffen. damit Frauen künftig ohne An- 
gabe ihres Namens in Kliniken entbinden 
können. Jahr für Jahr würden in Deutsch- 
land 40 bis 50 Kinder ausgesetzt, von denen 
nur etwa die Hälfte überlebten. Die so ge- 
nannten .Babyklappen" seien nur eine erste 
Hilfe, sie verhinderten nicht, dass die betrof- 
fenen Frauen ihre Kinder heimlich und ohne 
jede medizinische Hilfe zur Welt brachten. 
- Der Landtag debattierte über diesen 
CDU-Antrag (Drs. 13i1080) am 2. Mai und 
überwies ihn einstimmig an den tederfüh- 
renden Frauenausschuss zur abschließen- 
den Beratung und Abstimmung. 

Ursula Monhelm (CDU) betonte, in 
Deutschland werde seit Jahrzehnten um ei- 

ne Verbesserung des 
Schutzes für ungebo- 
rene Kinder diskutiert 
und gestritten, .da- 
bei sind jene Frauen 
weitgehend unbeach- 
tet geblieben. die eine 
ungewollte Schwan- 
gerschaft zwar aus- 
ragen, sich dann 
iber nicht in der Lage 
iehen, diese Kinder 
inzunehmen und sie 
iufzuziehen". In die- 
;er oft als ausweglos 
~mpfundenen Situa- 1 ion brächten sie 
dann ihre Kinder völ- 

lig isoliert und ohne ärztlichen Beistand zur 
Welt. Monheim: ,.Jedes ausgesetzte Kind ist 

Hilfe durch anonyme Geburt 

der Fristen für die Meldepflicht von Gebur- 
ten. Dissens gebe es allerdings bei dem von 
der CDU vofgesdla- 
genen Netzwerk von 
Beratungsstellen; da 
gebe es im Lande .je- 
de Menge Beratungs- 
stellen". Sie wies auf 
die besonderen 
Schwierigkeiten vor 
Migrantinnen hin; dii 
hielten sich oft illeg6, 
in Deutschland auf - 
jede Art von Melde- 
pflicht bedeute fur sie 
eine .Drohunga. Ahnli- 
ches gelte für drogen- 
abhängige Frauen, 
die sich ebenfalls in 
die Illeaaliiät beaä- - - ~ ~ ~ ~ - . ~  - - 
ben. ~rundsätzlici-sehe die SPD in der 
CDU-Initiative den richtigen Weg. Anony- 
mität sei eine unbedingte Voraussetzung. 

Dr. Jana Pavlik (FDP) nannte den Antrag 
.vernünftiaU. das darin anaesorochene An- 

l ieg6 &i mehr als 
berechtigt. Ziel der 
anonymen Geburt 
müsse es sein, .Frau- 
en in eine Ausnahme- 
situation medizini- 
sche Hilfe zu geben 
und somit Leben zu 
retten" - das der 
Mutter und das des 
Kindes. Wegen des 
hohen Risikos einer 
medizinisch nicht be- 
gleiteten Geburt müs- 
se eine rechtliche Re- 
gelung zur Legali- 
s i e ~ n g  von anony- 
men Geburten erfol- 

gen. Weiteren Nachdenkens bedürfe die 
Umsetzung des Rechts, wonach jedes Kind 
Anspruch darauf hat, seine Herkunft zu er- 
fahren. Auch müsse überlegt werden, was 

festgeschrieben. die könnten nach einer Ge- 
setzesänderung dann auch auf die Möglich- 
keit einer anonvmen Geburt und Adootions- 
möglichk&en hinweisen: Auch müsse künf- 
tig ein Schwangerschaftsabbruch anonym 
erfolgen können. Was die angeregte Infor- 
mationskampagne angehe, so sei es ihr 
wichtig, dass dabei die Schulen einbezogen 
werden. Alles in allem dürfe die Möglichkeit 
der anonymen Geburt aber nicht genutzt 
werden, .um zusätzlichen Druck auf die be- 
troffenen Frauen auszuüben" - auch nicht 
von den .potenziellen" Vätern. 

Gesundheltsmlnistarin Blrglt Fischer 
(SPD) merkte zu den genannten Zahlen von 
~indelkindern an, sie 

C seien geschätzt: es 
gebe eine unbekann- 
te Dunkelziffer. Den- 
noch sei zu überle- 
gen, wie es Verände- 
rungen geben könne. 
Eine medizinische 
und sozial vertretbare 
Lösung müsse es den 
Frauen angesichts ih- d .  
rer Not ermöglichen, 
.ohne Nennung ihres . e 

Namens in einem 
Krankenhaus zu ent- 
binden und ihr Kind 
dann verlassen zu 
können'. Dazu müsse j ,  
der Bundestag die erforderlichen recht- 
lichen Voraussetzungen schaffen: So lange 
rechtliche Konsequenzen zu befürchten 
seien, würden die Frauen das Risiko nicht 
eingehen und auf Hilfe verzichten. Wenn 
sich der CDU-Antrag nur auf das Personen- 
standsgesetz beziehe, dann sei damit nur 
eine Verlängerung der Meldepflicht von ei- 
ner auf acht oder zehn Wochen verbunden 
- .das kann keine Lösung des Problems 
sein'. Es gebe auch keinen Mangel an Bera- 
tung, betonte die Ministerin, sondern nur an 
Rechtssicherheil Die rechtlichen Fragestel- 
lungen seien zwingend zu klaren. das sei in 
erster Linie eine bundesrechtliche Aufgabe 
und Verpflichtung. Dabei wäre es eine iilfe- 
stellung, .wenn wir in Nordrhein-Westfalen 

ein klares Signal. dass sich die Mutter im zu geschehen hat, wenn esbei der Geburt lraktionsübergreifend eine Debatte führten. 
Stich aelassen fühlt. Es ist ein Hilferuf.' In ih- zu Komolikationen oder sogar zu Soätscha- um den Frauen und Kindern zu helfen und 
rem Äntrag gehe es der CDU-Fraktion um 
die betroffenen Frauen, ihre extreme Notla- 
ge und um Schutzmöglichkeiten für Mütter 
- hier handele es sich überwiegend um 
junge, minderjährige Frauen - und das Le- 
ben des Kindes. Wenn man diesen Frauen 
helfen wolle. dann sei ihr Wunsch zu res- 
pektieren, unerkannt zu bleiben. Darum sol- 
le mit dem Antrag die Rechtslage geändert 
werden, ein Netzwerk von Hilfsangeboten 
entwickelt und das Angebot so bekannt ge- 
macht werden, dass die betroffene Zielgrup- 
De wirklich erreicht werde. Derzeit veroflich- 
ie das Personenstandsgesetz Ärzte und 
Hebammen, eine ihnen bekannt gewordene 
Geburt innerhalb einer Woche ans Stan- 
desamt zu melden. Wenn auch einige 
Krankenhäuser schon die anonyme Geburt 
anböten. so müsse hier dennoch Rechtssi- 
cherheit geschaffen werden. Das alles sei 
am besten im parteiübergreifenden Kon- 
sens und bei entsprechenden Initiativen im 
Bundesrat zu schaffen, betonte die Spre- 
cherin. 

Britta Altenkamp-Nowicki (SPD) sah weit- 
gehenden Konsens bei den Babyklappen 
und weiteren Klärungsbedarf in der Frage 

den komme. 

Marianne Hürten (GRÜNE) war ebenfalls 
der Meinung, anonyme Geburten seien 
zu ermöglichen. Sie 
machte aber darauf 
aufmerksam, dass die 
verzweifelten und oft 
sehr jungen und uner- 
fahrenen jungen Frau- 
en in der als ausweg- 
los empfundenen Si- 
tuation oft panisch 
handelten und von 
Beratungsangeboten 
meist nicht erreicht 
würden: Trotz der neu- 
en Babyklappen gebe 
es immer noch Kin- 
desaussetzungen mit 
Todesfolge. Sicher sei 
das Ziel, den Frauen 
ZU helfen, unumstritten. aber es sei noch zu 
fragen, wie diese Hilfe aussehen müsse. Von 
zentraler Bedeutung sei der Gedanke des 
CDU-Antrags. dass es den Frauen wichtig 
sei, anonym zu bleiben. Bei der Schwanger- 
schaftskonfliktberatung sei das gesetzlich 

um anonyme Geburten in Nordrhein-West- 
falen zu legalisieren". 

Regina van Dlnther (CDU) betonte, ihre 
Fraktion habe bewusst keine konkreten 
rechtlichen Anderungen gefordert, .weil wir 
den Gang in Berlin kennen". So werde Ende 
des Monats in der Bundeshauptstadt eine 
Anhörung zu dieser Frage stattfinden, deren 
Ergebnisse in die parlamentarischen Bera- 
tungen einfließen sollten. Die Sprecherin: 
"Unsere Aufgabe ist es, vor Ort für das Netz 
zu sorgen." Dabei wolle man keine neuen 
Beratungsstellen schaffen, die bestehenden 
könnten über die Möglichkeit zur anonymen 
Geburt informieren und den Frauen sagen, 
wo sie Aufnahme finden können. 

Brigitte Capune-Kitka (FDP) erinnerte dar- 
an, dass sich die Krankenhäuser, die heute 
schon die Möglichkeit der anonymen Ge- 
burt anböten, .auf einem ganz unsicheren 
Weg befinden'. Für ihre Fraktion sei es ent- 
scheidend, dass die Schwangeren in der Si- 
tuation nicht allein gelassen werden und 
dass sie darüber hinaus vielleicht noch be- 
raten werden können, .damit sie sich ihre 
Schritte noch einmal überlegen können". 
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Aktuelle Stunde offenbart deutliche Gegensätze in der Hochschul~olitik 
Zu einem lebhanen Schlagabtausch zwi- 
schen Oomition und Reo~erunaslaaer ist es 
in der von der CDU beäntragten Äktuellen 
Stunde des Landtags am 3. Mai über die 
Hochschulpolitik des Landes gekommen. 
Wdhrend die Union der Koalition vorwarf, sie 
habe kein Konzept zur ZukunitsgestaRung, 
hlelten SPD und GRÜNE der CDU vor, sie 
nehme die Wirklichkeit an den Hochschulen 
des Landes nicht zur Kenntnis und pflege 
lieber ihre Vorurteile. 

Manired Kuhmlchel (CDU) kritisierte, die 
von der Landesreg ierung angekündigten 

neuen Wege in der 
Hochschulpolitik er- 
schöpften sich weiter- 
hin .in Aktionismen 
von tagespolitischer 
Aktualität, in einzelnen 
Sonderprojekten und 

I 
vor allem in Sparmaß- 
nahmen'. An die Wis- 
senschaftsministerin 
richtete er den Vor- 
wurf: .Die real existie- 
rende Wissenschafts- 

politik in Nordrhein-Westfalen experimentiert 
verantwortungslos mit dem wertvollsten Gut, 
das wir haben: mit Menschen und ihren Be- 
gabungen und Fähigkeiten". Die Hochschu- 
len ihrerseits nähmen die Vorgaben resignie- 
rend zur Kenntnis, zwischen Ministerium und 
Studierenden finde kein Dialog statt - Kuh- 

die Regierung höchst peinlich und beschä- 
mend, weil sie nicht zul-t7t -in- \I-r-hwen- 
dung öffentlicher Mittel 
aufzeigten, für die die 
Ministerin verantwort- 
lich sei. In ihrer Denk- 

die Regierungskoali- 
tion den Abschied von 
der staatlichen Plan- 
wirtschaft immer noch 
nicht vollzogen. Der 
Saat solle sich auf 
Rahmenbedingungen 
für einen funktionie- 
renden Wettbewerb beschränken und ent- 
sprechende Anreizsysteme gestalten. 

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE) betonte, ihre Frak- 
tion habe sich dafür eingesetzt, „dass die n Verordnung zur Auf- 

hebung und Neustruk- 
turierung von Studien- 
gängen in enger Ab- 
stimmung mit allen 
Beteiligten, dem Wis- 
senschaftsausschuss 
und den Fraktionen 
des Landtags sowie 
unter Berücksichti- 
gung auch von regio- 
nal- und strukturpoliti- 
schen Erwägungen 

e k i ~ ~ i t i t  WUWC. Bei der Debatte um die 

Cornella Tausch (SPD) hielt nichts davon, in 
der Lehrerausbildung Instrumente und die 
eigentliche Reform zu verwechseln. Was die 
angeblichen Sparmaßnahmen angehe: Alle 
von den Hochschulen im Prozess ihrer Pro- 
filbildung eingesparten Stellen stünden ih- 
nen für neue oder zur Stärkung bestehen- 
der Studiengänge zur Verfügung. 

Joachlm Schultz-Tornau (FDP) verlangte: 
,,Wir müssen endlich zu einer studen- 
tenzentrierten Lehre an unseren Hochschu- 
len kommen. Daran fehlt es an allen Ecken 
und Enden." Es wäre gut, wenn das aufge- 
griffen wird. was mit dem Blick von außen 
zur Hochschulentwicklung im Lande gesagt 
werde. 

Dr. Thornas Rornrnelspacher (GRÜNE) 
warf der CDU vor, sie tue sich an den Hoch- 
schulen des Landes nicht um, sondern pfle- 
ge lieber ihre Vorurteile. Um wieder auf 
internationales Niveau zu kommen, müsse 
die chronische Unterfinanzierung im Bil- 
dungswesen beende1 werden. Eine Mi- 
schung aus Flexibilität und staatlicher Re- 
gulierung sei nötig: das versuche man in 
NRW. 

Ministerln Gabriele Behler (SPD) rief die 
CDU auf, ein eigenes Konzept auf den Tisch 
zu legen, in dem auch etwas über ihre Vor- 
stellungen zum Hochschulzugang stehe. 
Die Union solle in die Hochschulen gehen 

michel: .lm Lande herrscht schlicht und er- Weiterentwicklung der Hochschullandschaft und sich an der seriösen Information junger 
areifend hochschuloolitiscne Friedhofsruhe.' aehe es auch um Str~kt~relle und inhaltliche Menschen üoer ihre Berufschancen beteili- 
Es gehe jetzt darum, zu einem .großen Kon- 
sens" zu kommen. 

Dletrich Kessel (SPD) wandte sich der Auf- 
gabenverteilung zu, die Parlament und Re- 
gierung bei der Umsetzung der Expertenrat- 
Empfehlungen zukomme und betonte, dass 
der Landtag bei der Nwellierung des Hoch- 

schulgesetzes und 
des Lehrerausbil- 
dungsgesetzes betei- 
ligt sei. Es mache aber 
keinen Sinn, im Wis- 
senschaftsausschuss 
jeden zur Einstellung 
vorgesehenen Stu- 
diengang zu diskutie- 
ren: Das sei Geschäft 
der Regierung, die 
übrigens auch immer 
neue Studiengänge 

genehmige. Insofern betreibe die CDU „Le- 
gendenbildung' und sage nur die halbe 
Wahrheit. Wer ein Gesamlkonzept fordere, 
der sollte seine eigenen Erwartungen an ein 
solches Konzeot deutlich machen können. 
fand Kessel und hielt der Union entgegen; 
sie habe keine Alternativen zur rot-grünen 
Hochschulpolitik. 

Dr. Frledrich Wilke (FDP) erkannte bei der 
Regierung durchaus ein Konzept, wenn auch 
das falsche: Es sei eine bloße Streichorgie 
und ein Kurieren an Symptomen und habe 
nicht die Bekämpfung der wirklichen Ursa- 
chen zum Gegenstand. Wenn es - berech- 
tigterweise - Einstellungen von Studiengän- 
gen gebe, dann sei doch zu fragen: .Wie 
konnte eine solche Fehlentwicklung im Hoch- 
schulwesen unter den allgegenwärtigen Au- 
gen der zuständigen Ministerin Überhaupt 
geschehen?" Die Antworten darauf seien für 

Reformen. Dabei nannte die Sprecherin vor 
allem die Reform der Lehrerausbildung. Zur 
angesprochenen Hochschulautonomie ge- 
hörten auch eine umfassende Qualitätskon- 
trolle und ein Qualitätsmanagement an den 
Hochschulen, merkte sie an. 

Wlssenschaitsrnlnisterln Gabriele Behler 
ISPD) fraate die CDU. was sie eiaentlich wol- 
ie - b r e k n  oder be- 
schleunigen? Sie ste- 
he weiterhin zu dem 
Angebot, nicht über 
Einzelfälle, sondern 
über Strukturen zu re- 
den. Der Landesregie- 
rung gehe es um die 
Sicherung der Zu- 
kunftsfähigkeit der 
Hochschulen des Lan- 
des, die sich bundes- 
weit und international 
nicht zu verstecken hätten. Es scheine die 
CDU maßlos zu ärgern. dass das von ihrer- 
wartete Chaos nicht ausgebrochen sei: .Fast 
drei Viertel aller Gesorache verlaufen absolut 
einvernehmlich, mehr als drei Viertel aller 
Einstellungen von Studiengängen werden im 
Einvernehmen mit den Hochschulen vorge- 
nommen'. Wenn sich der Staat der infrastruK- 
turpolitischen Bedeutung einer Hochschule 
in ihrer Region stelle. dann habe das über- 
haupt nichts mit Planwirtschaft zu tun. 

Bernhard Recker (CDU) nannte es unver- 
antwortlich, .dass die Landesregierung per 
Rechtsverordnung und damit quasi im Hand- 
streich ohne Rücksicht auf Parlament und 
Betroffene Fakten schafft, denen eine tragfä- 
hige, dauerhafte Basis fehlt". Recker kritisier- 
te vor allem die geplanten Veränderungen in 
der Lehrerausbildung. 

gen. 

Rudolf Henke (CDU) setzte dagegen: Es 
gehöre zum Rollenverständnis einer Derno- 
kratie, dass die Opposition die Regierung 
kritisiere; wenn sie das nicht dürfe, dann sei 
der Parlamentarismus überflüssig. Im Fach 
Informatik etwa helfe die Landesregierung 
nicht, sondem verbreite Demotivation und 
Resignation. Ahnliches gelte auch für die 
Medizin; auch hier werde Mangel produziert. 

Ministerln Gabriele Behler (SPD) wies in 
der Informatik den behaupteten Zusam- 
menhang zwischen Abbrecherquote und 
(mangelnder) Betreuung zurück: Das habe 
aanz andere Ursachen. Es sei vor vier Jah- 
ren die IT-Branche gewesen, die auf ein Zu- 
rückfahren der entsprechenden Studien- 
gänge gedrängt habe. Das habe NRW im 
Gegensatz zu anderen Ländern nicht getan, 
sondern habe .trotz massiver Unterauslas- 
tung die Kapazitäten vorgehalten.' 

Manfred Kuhmlchel (CDU) warf der Minis- 
terin vor, sie habe nichts zur Zukunft der 
Fachhochschulen und Gesamthochschulen 
oder zum Thema Zugangsintegration ge- 
sagt. Kein Wort auch zum Sankrungsstau 
an den Hochschulaebäuden. zur Frauenfor- 
derung, zum ~iigenschafismanagement 
Derzeit hätten in NRW Bildung und Ausbil- 
dung, Forschung und Wissenschaft politisch 
nicht den höchsten Stellenwert. Die konzep- 
tionellen Vorstellungen, die seine Fraktion 
vortrage, würden von der Landesregierung 
weggewischt, sie seien für die Ministerin 
nichts als .Schall und Rauch'. Die nord- 
rhein-westfälische Hochschullandschaft le- 
be seit Jahren von der Hand in den Mund, 
.hier wird nicht gestaltet, allenfalls model- 
liert. Es gibt kein Gesamtkonzeptn. 
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Öffentliche Anhörung 

Frauengerechte 
Gesundheitspolitik 
Der Ausschuss für Frauenpolitik führt 
am Freitag, 11. Mai, ab 10.00 Uhr eine öf- 
fentliche Anhörung zum Gesundheits- 
bericht NRW (Vorlage 131275) und zum 
Antrag der Fraktionen der SPD und der 
GRUNEN "Frauengerechte Gesund- 
heitspolitik" (Drs. 13/4677) durch. Um 
Stellungnahmen gebeten wurden Ex- 
pertinnen und Experten aus NRW, dar- 
unter die beiden Frauengesundheits- 
Zentren Bad Salzuflen und Köln, aber 
auch aus Basel, Berlin, Bremen, Frank- 
furt, Hannover und München. In ihrem 
Antrag stellen die beiden Koalitionsfrak- 
tionen unter anderem fest, im NRW-Ge- 
sundheitswesen nähmen überwiegend 
Männer leitende Funktionen wahr. Er- 
krankungen von Männern und Frauen 
träten unterschiedlich auf. Auch Verhal- 
tensweisen unterschieden sich. Künftig 
solle deshalb berücksichtigt werden, 
dass neben den Faktoren Alter, sozialer 
Lage, Bildung, Beruf und ethnischer Zu- 
gehörigkeit auch dem Faktor Ge- 
schlecht Bedeutung zukomme. 

- 

Im Verkehrsaus- 
schuss erläuterien die 

Experten der Deut- 
schen Flugsicherung 
GmbH (V. I,) Gerhard 
Schmitt und Rüdiger 
Bonness die neuen 

An- und Ablluarouten 
im Raum Dü~seldorf 

und die Bemühungen 
um Minderung der I 
~ärmbelastu~ der 

Anwohner in Neuss, 
Maerbusch und Witt- 1 

laer. Dr. Volker Nit- 
sche (Rughefen DOS- L 
seldorf. r.) begründete 

eine aerinafüaiae - - - - U -  

Korrektur nach anhal- - '- 7 

Studie: Frauen sind umweltbewusst mobil 
Der Verkehrsausschuss befasste sich in der vom Vorsitzenden Manfred Hemmer (SPD) ge- 
leiteten Sitzung am 26. April mit dem SPD/GRUNE-Antrag ,,Qualitativer Sprung in der Frau- 
enpolitik - Gender Mainstreaming gezielt und konsequent umsetzen" (Drs. 13/71 3). Der An- 
trag wurde mit den Stimmen von SPD, CDU und GRUNEN gegen die Stimmen der FDP an- 
genommen. .Gender Mainstreaming" bedeutet, dass die (unterschiedlichen) Belange von 
Männern und Frauen in allen Bereichen berücksichtigt werden. 

I Zur Sitzuna leate das Verkehrsministerium 

Unterausschuss Metrorapid konstituiert 
Der Unterausschuss Metrora~id des Verkehrsausschusses soll die Untersuchunmn und Ar- 
beiten zur Machbarkeit einer Metrorapidstrecke in NRW begleiten. ~erkehrsmhister Ernst 
Schwanhold hat dem Landtag Anfang April eine Materialsammlung zum Thema Metrorapid 
in NRW mit dem Unterlrtel ..Fraoen und Antworten zum schnellen Reaionalverkehr an Rhein 
und Ruhr" zugesandt (vorjage-1 3/645). 

Um die Machbarkeit einer Metrorapidstre- 
cke in NRW zu prüfen, hat die Landes- 
regierung eine Studie in Auftrag gegeben 
und eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Laut 
Vorlage des Ministeriums rechnen die Be- 
fürworter mit 25 bis 30 Millionen Fahrgäs- 
ten. davon 5,4 Millionen Autofahrern, die den 
künftigen Metrorapid vorziehen würden. Die 
Deutsche Bahn AG wolle diesen betreiben, 
und zwar auf der Hauptachse Düsseldorf- 
Dortmund im Zehn-MinutenTakt. S-Bahn 
und Regionalverkehr blieben erhalten. 
Durch die kurzen Taktzeiten solle das Um- 
steigen komfortabel und schnell gestaltet 
werden. Der Bau der Metrorapid-Trasse sol- 

le bei laufendem Betrieb der vorhandenen 
Bahnsysteme erfolgen. Gegenstand der 
Untersuchungen sei auch die Anbindung 
von MülheimlRuhr und des Dortmunder 
Flughafens, ferner Perspektiven für den An- 
schluss nach Köln. Optimale Modelle für die 
Finanzierung der auf 7,2 Milliarden Mark 
geschätzten Kosten auf gemischter öffent- 
lich-privater Basis würden entwickelt, heißt 
es in der Vorlage, die vom Ministerium ge- 
meinsam mit der Projekt Ruhr GmbH ver- 
fasst wurde. Nach Planung, Genehmigung 
und Vergabe soll 2003 mit dem Bau begon- 
nen und bis zum Sommer 2006 der Probe- 
betrieb durchgeführt werden. 

Der Unteraus- 
schuss Metrorapid 
des Verkehrseus- 
schusses konstitu- 
ierte sich am 26. 
April. Zum Vorsit- 
zenden wurde der 
SPD-Abgeordnete 
Gerhard Wirth (i.), 
zu seinem Stellver- 
treter der CDU-Ab- 
geordnete Gerhard 
Wächter (r.) ge- 
wählt. Weitere (or- 
dentliche) Mitglie- 
der: Wollgang Dre- 
se und Cherlotte 
Kann für die SPD, 
Heinz Hardt (CDU), 
Christof Rasche 
(FDP) und Peter Ei- 
chenseher (GRÜ- 
NE). Fotos: Schälte 

dem AUS%-hu& einen "Bericht zur Frauen- 
förderung" im Ressort und empirische 
Untersuchungen über die Nutzung des Of- 
fentlichen Personennahverkehrs (Vorlage 
131663) vor. Im Ministerium beträgt danach 
der Frauenanteil 43 Prozent. Mit Leitungs- 
aufgaben sind elf Frauen von insgesamt 
115 Positionen betraut. Bei Referentenstel- 
len beträgt der Frauenanteil 30 Prozent, im 
gesamten gehobenen Dienst 63. im mittle- 
ren und einfachen Dienst 76 Prozent. 
Für Frauen sei, so heißt es weiter, der öffent- 
liche Nahverkehr von besonderer Bedeu- 
tung. Handlungsbedarf werde auf vier Fei- 
dern gesehen. Für mehr Sicherheit sollten 
S-Bahnen nach 19 Uhr mit je zwei Si- 
cherheits- und Service-Kräften fahren, 
Bahnhöfe mit Notruf- und Uberwachungs- 
geräten ausgerüstet werden. Busfahrten in 
abgelegene Gebiete würden durch Funk- 
verbindung der Fahrer zur Polizei gesichert. 
Außerdem werden Angebote für verkehrs- 
schwache Zeiten und Räume. Bürgerbusse, 
Einkaufs-Kleinbusse und einfachere Tarife 
erwähnt - . . . - . , . . .. 
Dem Bericht sind das NRW-Programm 
„Frauen und OPNV von 1991 und die Dar- 
stellung einer Mobilitätsuntersuchung von 
Frauen und Männern in ZürichISchweiz 
beigefügt. Danach nutzten mehr Frauen als 
Männer in Zürich Busse und Bahnen, so- 
wohl tagsüber als auch abendslnachts, sie 
fuhren weniger PKW, aber mehr mit dem 
Fahrrad und gingen auch häufiger zu Fuß 
als Männer. 
Gerhard Wirth (SPD) dankte für den Bericht, 
in dem einige Bereiche allerdings etwas 
dünn geraten seien. Marie-Luise Fasse 
(CDU) lobte dezidierte Aussagen und be- 
tonte, in den nächsten Jahren gebe es 
Chancen für mehr Frauen in Füh- 
rungspositionen. Christof Rasche (FDP) 
lehnte den Antrag ab, weil es sich nicht um 
ein reines Frauenthema handele. Auch Pe- 
ter Eichenseher (GRUNE) sah das auch so 
und monierte gehörigen Nachholbedarf bei 
"Gender Mainstreaming". 
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Alle Fraktionen für Aufnahme von Tierschutz in die Landesverfassung 

Anhörung ergab Fürsprache und große Bedenken 
Zur Verankerung des Tierschutzes in der 
Landesverfassung hatten die Fraktionen der 
CDU und der FDP im November 2000 
Anderungsgesetzentwürfe eingebracht 
("Landtag intern", Ausgabe 2012000). Im 
CDU-Entwurf wird vorgeschlagen, in das 
Schutzgebot des Landes und der Gemein- 
den für .die natürlichen Lebensgrundlagen" 
(wie bisher) künftig auch Tiere einzubezie- 
hen. Die FDP möchte Tiere im Rahmen der 
geltenden Gesetze .vor vermeidbaren Le~den 
und Schäden schützen". SPD und GRUNE 
legten Anfang des Jahres 2001 ebenfalls ei- 
nen Anderungsgesetzentwurf vor ("Landtag 
intern' 112001). Sie betonen, Tiere seien um 
ihrer selbst willen .als Lebewesen und Mitge- 
schö~fe'zu achten und zu schützen. ,no ver- 
langen auch die tierschutzbewuss'te Erzie- 
hung der Jugend. 
Zu dem Vorhaben der Verfassungsänderung 
hatten den Landtag auch zahlreiche, meist 
zustimmende Zuschriften aus der Bevölke- 
rung erreicht. Aus der Zuschrift einer Tier- 
freundin aus Bielefeld: "Tagtäglich habe ich 
Kontakt zu Tieren und werde immer wieder 
überrascht von ihren Fähigkeiten und ihrem 
Wesen. Betroffen macht mich die große Not 
vieler Tiere, wobei diese in vielen Fällen von 
Menscnen hervorgerufen wurde." 
A s erster Sachverständiaer machte Profes- 
sor Dr Wolfgang Löwer j~bteilung Wissen- 
schaftsrecht der juristischen Fakultät der Uni- 

Der Hauptausschuss hörte am 25. April gemeinsam mit dem Landwirtschaftsausschuss 
Sachverstandige zum Thema .Verankerung des Tierschutzes in der Landesverfassung'an. 
Das von allen Fraktionen befürwortete Vorhaben stieß auf erhebliche Bedenken aus For- 
schung und Industrie, fand jedoch Unterstützung durch Kirchenvertreter und Tierschutzver- 
bände. Juristen wiesen auf geringe Kompetenzen des Landes, .falsche Signale' an Tier- 
freunde und auf den Vorrang der Bundesgesetzgebung hin. Nach der dreistündigen Anhö- 
rung aller Sachverständigen sagre der Vors~tzende des Hauptausschusses Edgar Moron 
ISPD) als Sitzunasleiter. d ~ e  Emerten hatten den Fraktionen die Vertassunosänderuna. zu 
der es eine zwe&ittelmehrheit'des Landtags 

Professor Dr. Klaus Militzer (Zentrales Tierla- 
boratorium arn Universitätsklinikum Essen) 
hielt die Verfassungsänderung für .,symboli- 
sche" Gesetzgebung, da in der Landesverfas- 
sung höchstens Grundrechte gewährt werden 
könnten, die über das Grundgesetz des Bun- 
des hinausgingen. Ein Grundrecht sei Tier- 
schutz aber nicht Seine tägliche Praxis als 
Tierschutzbeaufiragter zeige, dass die vor- 

bedürfe, nicht leichter gemach. 

kritisierte, dass Vertreter der universitäten 
Grundlagenforschung nicht gehört würden, 
und wies auf die Führungsrolle der NRW- 
Industrie bei der Abschaffung von Tier- 
versuchen und bei Alternativmethoden hin. 
Für die Gewerkschaft Bergbau, Chemie. 
Energie (IGBCE) lehnte Dr. Gunter Meyer die 
Verankerung von Tierschutz in der Landes- 
verfassung (wie auch im Grundgesetz) aus 

handenen rechtlichen Möglichkeiten aus- forschungs- und standortpol'tischen, medizi- 
reichten. um zwischen den Interessen der nischen und rechtlichen Griinden ab. Ein sol- 
Tiere, der Menschen, der Wissenschaft und 
des Gesundheitsschutzes abzuwägen. Er be- 
fürchtete Behinderungen der Forschung und 
Nachteile für den Wissenschaftsstandort 
NRW, wenn Tierschutz unter Berufung auf die 
Landesverfassung zum ,Gegenstand zahlrei- 
cher Prozesse werde. Ahnlich äußerte sich 
Professor Dr. Wemer Küpper (Institut für Ver- 
suchstierkunde der TH Aachen) unter Hin- 
weis auf den bestmöglichen Interessenaus- 
gleich nach geltendem Tierschutzgesetz des 

ches ~taatsziel sei ein falsches Signal mit 
bürokratischen Folgen und Gefahren für 
neue und traditionelle Arbeitsplätze, etwa in 
der Biochemie. Ohne Tierversuche sei (the- 
rapeutischer) Fortschritt nicht möglich. For- 
schung für menschliches Leben müsse Vor- 
rang vor Tierschutz behalten. 
Dagegen unterstützten die Sprecher der 
evangelischen und der katholischen Kirche, 
Karl-Wolfgang Brandt und Dr. Karl-Heinz 
Vogt, die Aufnahme des Tierschutzes in die 

versität Bonn) darauf aufmerksam, dass Tier- Bundes. Landesverfassung. Brandt berief sich auf ei- 
schutz der BundeskomDetenz unterlieae und Als Tierschutzbeauhraoter der BAYER AG nen Svnodalbeschluss von Januar 2001. 
auch ~egelungsthema im internationalen 
Rechtsraum sei. Der Landesgesetzgeber 
brauche das Staatsziel nicht, weil für Konflikt- 
situationen geltende Gesetze ausreichten. Er 
zählte millionenfache Schlachtungen für den 
Fleischmarkt. Vernichtungen von Ratten und 
Mäusen, Züchtung in Legebatterien und Tier- 
transporte aus Hygienegründen auf, was 
mehrheitlich akzeptiert werde. Professor 
Löwer warnte davor, dass wegen der abstrak- 
ten Formulierung in der Verfassung dem Weg 
in die .Richterstaatlichkeit" Vorschub geleis- 
tet würde. 

und als Sprecher des Verbands forschender 
Arzneimittelherstelier lobte Dr. Dr. Jorg Peter- 
sen-von Gehr auch das hohe Tierschutzni- 
veau in Deutschland, das durch Gesetz und 
zahlreiche Verordnungen mit Strafen und 
Bußgeld gehalten werde. Er lehnte die Veran- 
kerung in der Landesverfassung auch wegen 
drohender Verlagerung von Forschung u.nd 
Entwicklung ins Ausland ab und hielt die An- 
derungsvorschläge von FDP und CDU für 
noch am ehesten diskutabel. Grundsätzliche 
Bedenken äußerte auch Dr. Bernward Gart- 
hoff (Verband der Chemischen Industrie). Er 

nach dem die Würde der Tiere als ~ e s c h ö ~ :  
fe Gottes zu achten sei. und befürwortete den 
Vorschlag von SPD und GRUNEN. Dr Vogt 
wies darauf hin. dass laut Bibel Gott die Ttere 
unter die Herrschaft des Menschen gestellt 
habe. Der Mensch dürfe sich also der T~ere 
zur Ernährung und Bekleidung bedienen, sie 
aber nicht grundlos lefden lassen Er forderte, 
beschämende Zustanoe oeirn Schlachten. 
beim Tiertransport, bei ~utztierhaltung; 
Züchtung, Deiikatessenherstellung und Tier- 
versuchen zu beseitigen. 

(Fortsetzung auf Seite 8) 

Als 
zu 
Vors~lzenden des~~andw~i?schafisusschuses Marie-Luise Fasse (CDU, C). Linkes Bild: Ein feil der Experten. Fotos: Schalle 
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Unterausschuss Landesbetriebe/Sondervermögen 
In der von Vorsitzendem Günter Garbrecht (SPD) geleiteten öffentlichen Sitzung des Unter- 
ausschusses Landesbetriebe und Sonderverrnoaen" des Haushaltsausschusses am 5. 
April berichteten Staatssekretär Jörg Henne 
Aufbau des Landesbetriebs Straßenbau. 

Staatssekretär Hennerkes (Wirtschaftsmi- 
nisterium) berichtete von Schwierigkeiten 
bei der Uberleitung des Personals. Bei den 
Verwaltungen der beiden Landschaftmer- 
bände hätten unterschiedliche Strukturen 
und Kulturen bestanden. Im Bereich der 
Zentralverwaltung müssten personelle Er- 

rkes Und Direktor Klare zum Sachstand beim 

Der Staatssekretär befürwortete ein fortlau- 
fendes .Benchmarking0 (Vergleichendes 
Messen) durch den Unterausschuss. 
Anschließend stellte sich Direktor Klare vor 
und erklärte, die Tagesarbeit des Landesbe- 
triebs und das Geschäft (einschließlich 
Rechnungswesen) liefen normal. Die Auf- 

gänzungen vorgenommen werden. Der Auf- tragslage-sei ordentlich. Der Vorstand be- 
bau des Landesbetriebs erfordere zunächst stehe aus dem Direktor und fünf Geschäfts- ~ - -  ~~~~~ - ~- ~ ~~- ~~ ~~ ~ ~ ~ - -  ~ ~- 

zusätzlichen Aufwand. ~ffiz,ienz~ewinne bereichsleitern. Es sei eine straffe Organi- 
seien noch nicht zu erwarten. Uber die wirt- sation. Bei der Zusammenführung der bei- 
schaftliche Entwicklung werde bereits der den Betriebssitze Köln und Münster habe 
Wirtschaftsplan 2002 Aufschluss geben. eine emotional hoch belastete Diskussion 

Haushaltsausschuss: Neue Stellvertreterin 

L- 
D". . .,-. .-..- - und Finanraussc ..--.. ,. .. . ., ..-....- ... --. -..--. ig am 26. April die SPD-Abgeai -..-.- Elhe 
Talhorst (1.) einstimmig zur stellvertretenden Vorsitzenden. Die Abgeordnete aus Moers ist Mitglied des 
Landtags seit 1995 und ebenso lange des HFA Sie löst ihre Frahtionshollegin Gisela Walsken (r.) ab, die 
das Amt wegen ihrer Arbeitsbelastung als Vorsitzende des Ausschusses für Städtebau und Wohnungs- 
Wesen abgab. Vorsifzender Volkmar Klein (CDU) dankte ihr im Namen des Ausschusses für ihre iangjäh- 
rige Tatigheit als stellveffretende HFA-Vorsitzende mit einem wunderschönen Blumenstrauß. 

Tierschutz.. . 
(Fortsetzung von Seite 7) 
Auch Dr. Eisenhart von Loeper (Bundesver- 
band der Tierversuchsgegner), Uwe Nickel 
(Deutscher Tierschutzbund) und Horst 
Meister (Landesbüro der Naturschutzver- 
bände) begrüßten die Absicht der Land- 
tagsfraktionen. Tiere gälten seit 1990 nicht 
mehr als "Sache", und der Mensch sei ver- 
pflichtet, das "ausgeprägte Innenleben'. 
etwa von Wirbeltieren, zu schützen, sagte 
von Loeper, der wie auch Nickel den 
SPD-/GRUNE-Entwurf für geeignet und 
die CDU-Formulierung für missverständ- 
lich hielt. Meister vermisste den Schutz 
von nicht artgerechter Haltung. Leiden 
und Zerstorung der Lebensräume von Tie- 
ren. 
Professor Dr. Johannes Caspar (juristische 
Fakultät der Universität Hamburg) hielt Tier- 
schutz als Staatsziel höchstens im Grund- 
gesetz für sinnvoll, nicht in der Landesver- 
fassung. Er lehnte vor allem den CDU-Vor- 

Fn zender Edgr 7 
seiner Funktion ab  Vorsitzender des HauPtaus- 
schusses die Sachverständigen-Anhdung zur Ver- 
ankerung des Tiersohuhes in der NRW-Landesver- 
fawung. Foto: Schälte 

stattgefunden. die inzwischen der Tagesar- 
beit gewichen sei. Mitte des Jahres solle die 
Umstellung auf die kaufmännische Buch- 
fuhruna abaeschlossen und auch die inter- 
ne ~cken' :  und Leistungsrechnung in- 
stalliert sein. 
In der Aussprache machte Winfried Schitt- 
ges (CDU) darauf aufmerksam. dass wegen 
der Verfassungsklage bei vielen Bedienste- 
ten noch Hoffnung auf das Zurückholen der 
Straßenbauverwaltung in die Landschafts- 
verbände bestehe. Er verlangte auch Aus- 
kunft über die Verwendung von 101 Millio- 
nen Mark Mehrkosten. Hans Krings (SPD) 
antwortete, es handele sich nicht um "Mehr- 
kosten". Der Straßenbau habe jährlich bis- 
her rund 1,2 Milliarden Mark gekostet, davon 
800 Millionen von Bund und Land und 400 
Millionen Mark aus kommunalen Mitteln. 
Von Letzteren habe sich das Land auf 310 
Millionen als Kompensation beschränkt Die 
verbleibenden 100 müssten aus dem Lan- 
deshaushalt erbracht werden. Ernst-Martin 
Walsken (SPD) merkte dazu an, die SPD 
werde darauf achten, dass diese 100 Millio- 
nen Mark korrekt an die Mitgliedskörper- 
schaften weitergegeben wurden. 
Auf die Frage von Erwin Siekmann (SPD) 
nach künftiger Aufgabenerweiterung des 
Landesbetriebs erwiderte Direktor Klare, 
den Kommunen werde Zusammenarbeit 
angeboten. Norbert Post (CDU) erfuhr, mit 
privatrechtlich organisierten Firmen werde 
es Zusammenarbeit wie bisher geben, und 
die Zahlung der Gehälter erfolge noch 
durch die Landschaftsverbände. Dr. lngo 
Wolf (FDP) forderte Einblick in die konkrete 
Zielvereinbarung. Zur künftigen problemlo- 
sen Zusammenarbeit mit den Regionalrä- 
ten hätten sich die Ressorts abgastimmt, 
sagte der DireKor auf eine Frage von Rüdi- 
aer Saciel (GRUNE). 
Ende Äpril werde 6ie Eröffnungsbilanz des 
Bau- und Liegenschaftsbetriebs (BLB) er- 
wartet, sagte ein Vertreter des Finanzminis- 
teriums zur Bitte des Vorsitzenden Günter 
Garbrecht um Vorlage einer Grundstücks- 
liste. Die Suche nach einer externen Person 
für die Geschäftsführung des BLB sei inzwi- 
schen erfolgreich abgeschlossen. Der 
Unterausschuss stimmte dem Vorschlag 
des Vorsitzenden zu, am 20. September 
den kommunalen Liegenschaftsbetrieb in 
Oberhausen zu besuchen. 

schlag ab, da Tierschutz im Zusammen- 
hang mit natürlichen Lebensgrundlagen als 
ausschließlich menschliches Interesse 
missverstanden werden könne. Dr. Karl 
Boesing (Tierärztekammer Westfalen-Lip- 
pe, auch für Nordrhein) lehnte die Ver- 
fassungsänderung ab. Karl-Heinz Schulze 
zur Wiesch (Landwirtschaftsverbände) und 
Präsident Karl Meise (Landwirtschaftskam- 
mer Westialen-Lippe) empfahlen die 
niedersächsische Formulierung "Tiere wer- 
den als Lebewesen geachtet und ge- 
schützt". 
Nach den Stellungnahmen nutzten die Aus- 
schussmitglieder die verbleibende Zeit zu 
zahlreichen Nachfragen, in denen auch die 
aktuellen (staatlich verordneten) Massentö- 
tungen wegen Tierseuchen zur Sprache ka- 
men. Ausschussvorsitzender Moron dankte 
den Sprechern für sehr interessante Stel- 
lungnahmen, die in den Fraktionen gründlich 
ausgewertet würden, und sprach die Hoff- 
nung auf ein einstimmiges Votum des Land- 
tags aus. 
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~~~~i~~ zum ~ ~ f i ~ ~ ~ ~ l ~ ~ l l ~ ~ ~  Professor Dr. Norbert Leygraf, Leiter des In- 
stituts für forensische Psychiatrie in Essen, 
wertete den CDU-Entwurf so: ,.Einige erfreu- 
liche Regelungen, einige sind überflüssig, ei- 

99 Staat kann nicht nige ausgesprochen problematisch." Zu den 

Sicherheit der erfreulichen zählte er die Festschreibung der 
Nohvendigkeit forensischer Nachsorgeam- 
bulanzen und ihrer Finanzierung sowie die 

Allgemeinheit angestrebte niederschwellige Regelung bei 
der Einschränkuna der Rechte der Patienten 

gewährleisten" 
Die CDU-Fraktion will mit ihrem Gesetzent- 
wurf (Drs. 13/608) mehr Akzeptanz und Ver- 
trauen für den Maßregeivolizug (MRV) im 
Lande erreichen. Durch Anderungen in dem 
seit Mitte 1999 geltenden Gesetz (MRVG) 
soll erreicht werden, dass die Sicherheit der 
wichtigste Grundsatz im MRV ist und die 
Therapie, die jetzt noch im Vordergrund 
steht, dahinter zurücktritt. Daneben werden 
zum gleichen Ziel weitere Regelungen kon- 
kretisiert. - Uber den Entwurf zu einem 
neuen MRVG debattierten Ende April zahl- 
reiche Sachverständige, Wissenschaftler 
und Betroffene h einer Anhörung des Aus- 
schusses für Arbeit, Gesundheit, Soziales 
und Angelegenheiten der Vertriebenen und 
Flüchtlinge unter der Leitung des Aus- 
schussvorsitzenden Bodo Champignon 
(SPD). 

Für die beiden Ärztekammern des Landes 
erklärte Dr. Robert Schäfer, Therapie- 
fähigkeit der Patienten und Therapieform 
könnten nur von Fachleuten bestimmt wer- 
den - .die Erfahrung zeigt aber, dass die 
Beurteilung von psychisch kranken Straftä- 
tern komplex und äußerst schwierig ist"; 
auch Fachleute könnten sich täuschen oder 
könnten getäuscht werden. Eine,Betonung 
des Sicherheitsaspekts, so der Arztespre- 
cher weiter, führe nicht zwingend zu einer 
Beeinflussung der Therapie. Wenn die Ver- 
legung eines Patienten in eine offene Abtei- 
lung nur möglich sei. wenn gewährleistet 
sei, dass er keine Gefahr mehr darstelle, 
dann würde ein solcher Schritt in der Praxis 
nahezu vollständia unterbunden. Schäfer 
forderte. dass aus6ichend viele Plätze und 
entsprechendes Personal für den MRV ge- 
schaffen oder vorgehalten werden. 

unter Hinblick a; den Erfindungsreichtum 
gerade hafterfahrener, stark kriminell ge- 
prägter Patienten. Den Sicherheitsaspekt in 
denVordergrund zu rücken. qualifiziere Ley- 
araf als .überflussia'. Als eher schädlich wer- 
iete er, dass bei Zen Lockerungsentschei- 
dungen .prognostische Laien". die Staatsan- 
wälte. tätig werden sollen und die Verpflich- 
tung zu einem .,Zweitgutachten". Dieses 
externe Gutachten könnte Gründlichkeit und 
Ernsthaftigkeit des eigenen (therapeuti- 
schen) Beurteilungsprozesses mindern, 
wenn der Eindruck entstehe, dass die Ent- 
scheidung ohnehin vom externen „Zweitgut- 
achten" abhänge. Seine Kollegin Diplompsy- 
chologin Dr. Sabine Nowara merkte an, „dass 
die Sicherung nicht unter Zurückstellung des 
Behandlungsgedankens gewährleistet wer- 
den kann". Sie plädierte dafür, die bisherige 
gleichberechtigte Wertigkeit von Therapie 
und Sicherheit nicht zu verändern, weil, so ihr 
Argument, Jherapie nach wie vor die beste 
Sicherung und den besten Schutz vor Rück- 
fälligkeit darstellt", 
Dr. Bernd Onerrnann von der Klinik für fo- 
rensische Psychiatrie in Straubing (Bayern) 
äußerte sich ebenfalls kritisch über die For- 
derung im Entwurf, dass bei allen Maßnah- 
men im MRV die Sicherheit ,.gewährleistet' 
werden müsse - das sei schlichtweg nicht 
möglich. Positiv am Entwurf wertete er die 
mögliche Konzentration auf das Wesentli- 
che; dadurch könnte die therapeutische 
Entscheidung wieder in die alleinige Kom- 
petenz des Therapeuten zurückkehren. 
Professor Dr. Norbert Nedopil (Psychiatri- 
sche Klinik und Poliklinik München diagnos- 
tizierte Unruhe in den Einrichtungen des 

Leiteten im Wechsel die Anhörung: Ausschuss- 
vorsitzender Bodo Champignon (SPD, r.) und 
sein Stellvertreter Rudolf Henke (CDU, 1.). 

Foto: Schalte 

Maßregelvollzugs: Die Unterbringungsdau- 
er nehme zu, die Kosten explodierten, Lo- 
ckerungen würden reduziert, es werde eher 
Krisenmanagement als langfristige Thera- 
pie gemacht. Nedopil warnte nachdrücklich 
davor. dass Anderungen der politischen 
Stimmung sich negativ auf die langfristige 
Arbeit in den Einrichtungen auswirkten: 
„Neue gesetzliche Regelungen verbessern 
nicht die Situation." 
Professor Dr. Horstkotte, ehemaliger Richter 
am Bundesgerichtshof (BGH), urteilte, die 
vorgeschlagene Anderung der Priorität von 
Sicherheit vor Therapie bewirke nach seiner 
Meinung überhaupt nichts und sei daher 
überflüssig, zumal die antragstellende Frak- 
tion die Reihenfolge. wie in Paragraf 13 zu 
sehen. selber nicht durchhalte. Nach dem 
Bundesrecht sei es so. dass nur dort. wo der 
Besserungseffekt nicht greife, die Sicherheit 
Vorrang habe. Horstkotte zog daraus den 
Schluss, die Herstellung der Sicherheit der 
Allgemeinheit als primärer Aspekt des an- 
gestrebten neuen Landesgesetzes sei mit 
dem Bundesrecht nicht vereinbar. 
Dr. Helmut Pollähne von der Universität Bie- 
lefeld zeigte sich erstaunt darüber, dass 
nach nur 20 Monaten Geltung des Landes- 
MRVG dieses schon wieder geändert wer- 
den solle. Er wies darauf hin. dass der 
Grundsatz der Sicherheit immer auch den 
Grundsatz der Rechtssicherheit umfasse 
und attestierte der CDU eine ..spezifische 
Dialektik: in ihrem Entwurf: Die vorgeschla- 
genen Anderungen legten nahe, ..derzeit 
hinderten die politisch Verantwortlichen die 
praktisch Verantwortlichen daran, den 
Grundsatz der Sicherheit hinreichend ernst 
nehmen zu können - was seinerseits fatale 
Auswirkungen auf Akzeptanz und Vertrauen 
in den Maßregelvollzug haben dürfte". Die 
Herstellung des Benehmens bei Vollzugs- 
lockerungen mit der Staatsanwaltschaft 
nannte er einen "gesetzgeberischen Fehl- 
griff, weil hier versucht werde, „Prognose- 
probleme von Juristinnen und Juristen Iö- 
Sen zu lassen". Alles in allem sei das kein 
Entwurf, „der den MRV in NRW im Interesse 
der Allgemeinheit, der Patienten, des Perso- 
nals und der Verantwortlichen auf allen 
Ebenen voranbringen könnte". 
Weil der vorliegende Entwurf eine ,.verfas- 
sungsrechtlich zweifelhafte und sachlich 
unangemessene Vermiscnung von bundes- 
rechtlichen Vollstreckunas- und landes- 
rechtlichem ~ol lzu~srech i  brächte, sei die 
vorgeschlagene Anderung des geltenden 
Gesetzes abzulehnen, sagte Dr. Heinz Kam- 
meier, Lehrbeauftragter für Gesundheits- 
recht an der privaten Universität Wittenl 
Herdecke. Auch er stellte in Frage, ob der 
Staat eine .Gewährleistung" für die Sicher- 
heit der Allgemeinheit übernehmen könne, 
zumal bei Fehlschlägen so gut wie nie eine 
Staatshaftung greife. 
Oberstaatsanwältin Birgit Cirullies (Hagen) 
vermochte sich allenfalls eine marginale 
Anderung des MRVG vorstellen, da das gel- 
tende Gesetz den Bedürfnissen des MRV 
voll gerecht werde. Sie betonte. bei Voll- 
zugslockerungen handele es sich um eine 
medizinisch-therapeutisch-prognoctische 
Entscheidung. bei der es auf die Einschät- 
zung des bisherigen Therapieerfolgs an- 
komme; darum müsse über die Gewährung 
von Lockerungen in ärztlich-psychiatrisch& 
Verantworluna entschieden werden. Die 
Sprecherin: ..bas Erfordernis einer Zustim- 
mung der Vollstreckungsbehörde führt nicht 
zu einer Verbesserung der Qualität solcher 
Entscheidungen." (wird fortgesetzt) 
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Hochschulen wollen aktiv an Neu~estaltun~ 

der Bildungslandschaft mitwirken 
Die umfangreichen Empfehlungen, die der Expertenrat (ER) im Rahmen des Oualitäts- 
pakts in seinem Abschlussbericht zur Neuordnung der nordrhein-westfälischen Hoch- 
schullandschail gegeben hat, standen im Mittelpunkt der Sitzung des Ausschusses Nr 
Wissenschaft und Forschuno am 26. Aaril. Unter dem Vorsitz von Joachim Schuitz-Tornau 
(FDP) und im Beisein von ~ksenschaitsministerin Gabriele Behler (SPD) erfuhren die Ab- 
geordneten von den beiden Sprechern der Gruppe der Universitäten und Gesamthoch- 
schulen und der Fachhochschulen, wie man auf der Se~te der Hochschulen zur Umset- 
zuno der emolohlenen Maßnahmen steht. Dazu außerten sich für die itraditionellenJ Uni- 
verstäten und die Gesamthochschulen der stellvertretende vorsitzende der ~andesiekto- 
renkonferenz (LRK), Professor Dr.-lng., Helmut Hoyer, Rektor der Fernuniversitat Hagen- 
Gesamthochschule. und Professor-Dr. Joachim Metzner, Vorsitzender der Landes- 
reklorenkonferenz der Fachhochschulen und Rektor der Fachhochschule (FHJ Koln. Das 
vom Ausschussvorsitzenden ebenfalls zum Sachverständiaenaes~räch einaeladene Lan- 
des-Asten-Treffen hatte von sich aus den Verzicht auf eine iekahme ersärt, was aber 
zahlreiche studentische Vertreter nicht daran hinderte, als Zuhörer der Sitzung beizuwoh- 
nen. 

Hoyer erklärte zu Beginn. er könne keine te Professor Metzner in seiner Erklärung 
einheitliche Stellungnahme der LRK abge- vor dem Ausschuss fest. Wenn mit der 
ben. Das liege in der Natur der Sache. da „sortenreinen" Trennung eine Stufung oer 
die Interessen der einzelnen betroffenen Hochschularten verbunden sei. oann han- 
Standorte sehr individuell und unterschied- dele es sich um einen "Missbrauch" der 
lich seien: diese Vielfalt entziehe sich einer beabsichtigten Neuausrichtung der Bil- 
Bündelung durch die LRK (dieser Umstand dungslandschaft. In den jetzt rund 30 Jah- 
veranlasste den SPD-Sprecher Dietrich ren ihres Bestehens hätten die nordrhein- 
Kessel später zu der Frage nach dem Sinn westfälischen FH die Ziele ihres Bildungs- 
eines solchen öffentlichen Expertenge- auftrags weitgehend erfüllt. Bei ihnen wür- 
sprachs zum jetzigen Zeitpunkt) Im Fol- den Eniwicki~ngspotentiale sichtbar, die 
aenden trua Hover die Einzelstellunanah- für die wirtschaftliche EnWiCklJna des 
Gen einer keihe alter und neuer wken -  
schaftlicher Hochschulen vor, die sich auf 
Umstrukturierungen in Angebot und Ge- 
staltung der Lehrerausbildung, auf die dop- 
pelte Zugangesberechtigung zum Studium 
(Abitur und Fachhochschulreife) sowie auf 
die Konsequenzen der Umgestaltung der 
Universitäten-Gesamthochschulen zu Uni- 
versitäten traditioneller Prägung bezogen. 
Dabei wurde deutlich, dass man im LRK- 
Bereich generell bereit ist, an der Umset- 
zung der vom ER vorgeschlagenen Maß- 
nahmen aktiv mitzuwirken. Durch die künf- 
tig .sortenreinem Trennung der Hochschul- 
arten versprechen sich die Universitäten 
die Chance einer Schärfung des Profils. 
Standort übergreifende Zusammenarbeit. 
etwa zwischen Essen und Duisburg, wird 
nicht ausgeschlossen. 
.Die Fachhochschulen sind nicht Zubrin- 
ger zu universitären Studiengängen", stell- 

Landes wichtig seien. Wenn sich das hier 
und da noch nicht richtig habe entfalten 
können, so liege das zum großen Teil an 
rechtlichen Hindernissen, etwa dem Zu- 
gang zum höheren Dienst und am FH-Fä- 
cherspektrum, das auszuweiten die Moti- 
vation und der Mut gefehlt hätten. Metzner 
appellierte an die Abgeordneten, die FH im 
Prozess der Umstrukturierung zu unter- 
stützen. indem er sagte: .Die Fachhoch- 
schulen wollen nicht Verlierer. sondern Ge- 
winner des Qualitätspaktes sein." Eine 
Entwicklung der FH zu so genannten 
"undergraduale colleges" sei auf jeden Fall 
zu vermeiden: Dann hätten sich die letzten 
30 Jahre nicht gelohnt. 
Wissenschaftsministerin Gabriele Behler 
(SPD) wies auf die erheblichen freien Ka- 
pazitäten an den FH hin; diese seien sinn- 
voll zu nutzen und weiterzuentwickeln. Bei 
neuen Studienangeboten sei sehr darauf 

Hannelore Kraft wurde 1961 in Mülheim Hannelore Kraft neue an der Fluhr geboren. Sie machte 1980 

Europaministerin Abitur fmu ausbilden. und ließ sich Anschließend danach zur studierte Bankkauf- sie 
Die Mülheimer SPD-Landtagsabgeordnete bis 1989 Wirtschaftswissenschaften an 
Hannelore Kraft ist neue Ministerin für Bun- der Universität-Gesamthochschule Duis- 
des- und Europaangelegenheiten. Mi- burg und schloss als Diplom-Okonomin 
nisterpräsident Wolfgang Ciement (SPD) ab. Zwischenzeitlich absolvierte sie auch 
hat diese Personalentscheidung am einen Studienaufenthalt am Kings's Col- 
Dienstag, 24. April. vor der SPD-Land- lege in London sowie Praktika in Frank- 
tagsfraktion bekannt gegeben. Die 39-jäh- reich und der Schweiz. Frau Kraft spricht 
rige Landtagsabgeordnete ist Nachfolgerin Englisch, Französisch und Spanisch. Seit 
des bisherigen Europaministers Detlev 1989 war sie Beraterin und Projektleiterin 
Samland, der zurückgetreten war. Es gebe beim Zentrum für Innovation und Technik 
nur wenige politische Persönlichkeiten, die NRW, der Zenit GmbH in Mülheim. Seit 
in jungen Jahren schon auf solche Erfah- 1994 gehört sie der SPD an und seit 1995 
rungen verweisen könnten, lobte Clement dem Unterbezirksvorstand ihrer Partei in 
seine neue Ministerin. die aus der SPD- ihrer Heimatstadt. Mitglied des Landtags 
Fraktion heraus berufen worden war (siehe wurde sie im Juni 2000. Hannelore Kraft 
auch Porträt der Woche auf Seite 27). ist verheiratet und hat ein Kind. 

zu achten, ob die die Absolventen abneh- 
menden Stellen, etwa im Gesundheitsbe- 
reich, entsprechende Nachfrage anmelde- 
ten und ob eine angemessene Bezahlung 
sichergestellt sei. Den qualitativen Ausbau 
der FH nehme sie .sehr ernst". In den Ge- 
samthochschulen hätten ihrem Eindruck 
nach die Empfehlungen des ER ein über- 
wiegend positives Echo gefunden - .sie 
wollen klassische Universitäten werden, 
dazu sollen sie unterstützt werden". Die 
von ihnen angebotenen FH-Studiengänge 
würden entweder zu wissenschaftlichen 
Studiengängen oder an die FH am Stand- 
ort überführt. Die Ministerin betonte erneut. 
dass die .Umstrukturierungsgewinne" an 
den Hochschulen verbleiben und von ih- 
nen zur Modernisierung des Studienange- 
bots und zur Profilschärfung genutzt wer- 
den sollen. Was die Zugangsfrage angehe, 
so habe niemand. betonte Behler, ein Inter- 
esse daran. Quali-fikationspotentiale zu 
verschließen; sie seien aber mit .,struktu- 
rierten Wegen' in Ubereinstimmung zu 
bringen - da sei kein Platz für Ideologie, 
unterstrich sie. 
Zur Umgestaltung der Lehrerausbildung 
nannte sie das künftige Angebot konse- 
kutiver (d.h. aufeinander folgender) Stu- 
diengänge eine .sehr spannende Frage". 
Sie freue sich über die Bereitschaft der 
Hochschulen zur Mitarbeit. Hier werde ihr 
Ministerium bald Eckpunkte vorlegen und 
den Hochschulen zuleiten. Es sei al- 
lerdings unzweifelhaft, dass angesichts 
der steigenden Nachfrage nach Lehrern 
nicht geplant sei, das Angebot „künstlich 
zu verknappen". Aber nicht alle Stu- 
diengänge müssten an allen Standorten 
vorgehalten werden. 
In der anschließenden Diskussion im Aus- 
schuss monierte CDU-Sprecher Manfred 
Kuhmichel die "heiße Nadel'. mit der bei 
der parlamentarischen Beratung dieser 
komplexen Neugestaltung gearbeitet wer- 
de: Schließlich seien 142 Studiengänge 
insgesamt betroffen. Anges.chts der Tatsa- 
che. dass eine steiaende Zahl iunaer Men- 
schen in NRW zu6 Studium h dye Nach- 
barländer gehe, sollten strukturelle Ent- 
scheidungen wohl bedacht werden. Pro- 
fessor Dr. Friedrich Wilke (FDP) fragte un- 
ter Hinweis auf das Fächerspektrum, wie 
die Ministerin dazu stehe, dass die FH in 
die Lehrerausbildung einstiegen - die Mi- 
nisterin lehnte das ab. Dietrich Kessel 
(SPD) wies auf die Rolle des Parlaments 
bei der Umgestaltung hin: Bei den Rege- 
lungen zum Zugang und zur Lehrerausbil- 
dung sei es .voll im Geschäft"; andere Din- 
ge oblägen der Exekutive. Er riet dazu, we- 
niger über einzustellende Studiengänge 
zu reden als darüber, welche neue Rich- 
tung in der Entwick ung einzuschlagen ist 
Kessel fuate noch an. Nordrhein-Westfalen 
sollte die-~hance nutzen und bundesweit 
in der Debatte um gestufte Studiengänge 
in der Lehrerausbildung eine Führungsrol- 
le übernehmen. 
Für die GRUNEN bedauerte es Dr. Thomas 
Rommelspacher, dass angesichts des der- 
zeitigen "Innehaltens in einer beispiellosen 
Hochschulentwicklung in NRW in den letz- 
ten 30 Jahren" nicht alle zu Wort kämen: 
.Der historische Prozess geht nahezu oh- 
ne Beteiligung der Studierenden und meist 
auch der Beschäftigten vor sich.' Er, Rom- 
melspacher, bedaure das, könne aber auch 
verstehen, dass die Studentenvertretungen 
angesichts ihrer vor Ort gemachten Erfah- 
rungen .frustriert" seien. l k  
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Briefkontrollen in den Haftanstalten des Landes: 

Vorbehalte gegen Flächendeckung 
Datenschützerin: Einzelfall prüfen! 

An einen großen runden Tisch gebracht hat ben diesen Sicherheitsbelangen gebe die 
der Vorsitzende der Vollzugskommission Kontrolle auch Hinweise auf die angekün- 
des Rechtsausschusses, Jan Söffing (FDP), digte (und damit rechtzeitig zu vermeiden- 
die Datenschutzbeauftragte, Justizministe- de) Selbsttötung eines Gefangenen oder 
rium. Sprecher der beiden Justizvollzugs- Bedrohung von Familienangehörigen oder 
amter Rheinland und Westfalen-L~DD~. die Außenstehenden durch einsitzende Gefan- 
Leiter von acht Vollzugsanstalten des ian -  
des sowie - natürlich - die Mitglieder der 
nordrhein-westfälischen Vollzugskommis- 
sion. Thema der Sitzung am 25. April, die 
von allen Beteiligten als sehr sinnvoll ge- 
wertet wurde, waren die Kontrollen des 
Briefverkehrs der in Haftanstalten einsitzen- 
den Gefangenen durch Vollzugsbediens- 
tete. 

Hier hatte die oberste Datenschützerin des 
Landes, Bettina Sokol. in ihrem jüngsten Da- 
tenschutzbericht an der flächendeckenden 
Praxis von Briefkontroilen Kritik geäußert. 
Sie hane zu bedenken gegeben, dass es 
sich dabei um einen Eingriff in die Grund- 
rechte des Einzelnen handele. In jedem Ein- 
zelfall. so die Meinung des Datenschutzes. 
müsse die Verhältnismäßigkeit dieses 
schwerwiegenden Eingriffs überprüft wer- 
den. Es gehe nicht an, dass mit dem Argu- 
ment, Sicherheit und Ordnung der Anstalt 
seien gefährdet, flächendeckend alle Ge- 
fangenenpost geöffnet und gelesen werde. 
Sokol: .Die Grundrechte werden nicht am 
Gefängnistor abgegeben." Zudem sei zu 
prüfen. ob nicht "mildere" Maßnahmen, wie 
die bloße Sichtung der Post oder die Off- 
nung der Post im Beisein des Gefangenen, 
in vielen Fällen ausreichend sei. Die Daten- 
schützerin hane zudem vorgeschlagen, die 
Kontrollen zu zentralisieren und nur einen 
Vollzugsbeamten damit zu beaunragen. So 

gene. Daneben sei das Einschmuggeln von 
Geld, Mobiltelefonen oder Drogen in die An- 
stalt über die Post unverdächtiger Häftlinge 
bei nicht flächendeckender Kontrolle nie 
auszuschließen. Dank der gewonnenen In- 
formationen seien auch Einschätzungen 
des familiären Umfelds möglich und darü- 
ber hinaus Entscheidungen über Vollzugs- 
lockerungen oder vorzeitige Haftentlassung 
viel fundierter zu fällen. Der Leiter der Wup- 
pertaler Anstalt formulierte es so: ..Die Kon- 
trolle erbringt oft Erkenntnisse zugunsten 
des Gefangenen." Andererseits der Werler 
Anstaltsleiter, wo vor allem langstrafige Ge- 
fangenen untergebracht sind: .Die dezen- 
trale, flächendeckende, inhaltliche Briefkon- 
trolle in Werl ist unverzichtbar." 
Von Seiten der Datenschützerin zeigte man 
sich verwundert, dass der Justizminister im 
Kontakt mit der Behörde lediglich auf den 
Sicherheits- und Ordnungsaspekt der Kon- 
trollen abgestellt und den Behandlungsas- 
pekt nicht erwähnt habe; man werde diesen 
GesichtspunM bei der weiteren daten- 
schutzrechtlichen Prüfung des Problems 
berücksichtigen. Zudem war man über- 
rascht. dass flächendeckende Postkontrol- 

könne-der Gefangene eher ein gewisses 
Vertrauensverhältnis zum Kontrolleur auf- I 
bauen. 
Der Sprecher des Justizministeriums. Mi- 
nisterialrat Böcker, stellte fest: .In Anstalten 
mit besonderem Sicherheitsbedürfnis ist 
die flächendeckende Kontrolle der Gefan- 
genen unverzichtbar." Sie entspreche auch 
der Rechtsprechung von Oberlandesge- 
richten und des Bundesverfassungsge- 
richts. Es komme dabei nicht auf die Ge- 
fährlichkeit des einzelnen Gefangenen an, 
weil die Gefahr, dass .,gutwillige" Gefangene 
durch andere unter Druck gesetzt und als 
Werkzeuge missbraucht werden, nicht aus- 
zuschließen sei. Was die .milderene Maß- 
nahmen angehe, so entsprächen sie nicht 
den tatsächlichen Sicherheitsbedürfnissen 
in den Anstalten. Bei täglich eingehenden 
bis zu 700 Briefen in der Vollzugsanstalt 
Werl zum Beispiel würde die Anwendung 
"milderer" Maßnahmen nur dazu führen, 
dass die Ausgabe der Post an die Gefange- 
nen erst nach einer Woche erfolgen könnte 
- mit der abzusehenden Folge einer Viel- 
zahl von Gefangenenbeschwerden' über 
diese Verspätung. 
Einen weiteren Aspekt der Unverzichtbar- 
keit brachten die Sprecher der Praxis, aus 
den Anstalten und den Vollzugsämtern, in 
die Diskussion. So könnten aus dem Lesen 
der Gefangenenpost nicht nur Rückschlüs- 
se auf eventuell bevorstehende Ausbrüche 
oder Geiselnahmen gezogen werden. ne- 

len in den 37 Anstalten des Landes offenbar 
weiter verbreitet seien. als es den ersten 
Anschein gehabt habe - was offenbar auf 
einem Misherständnis bei der Kommunika- 
tion Ministerium/Datenschutzbehörde be- 
ruhte. Als hilfreich wertete der Datenschutz 
auch die Information. dass es durchaus Be- 
reiche in Anstalten gibt, in denen die Post 
nicht kontrolliert wird. etwa in psy- 
chotherapeutischen Abteilungen, in Einrich- 
tungen des offenen Vollzugs oder bei Teil- 
nehmern von Modellversuchen im Strafvoll- 
zug. 
Frank Sichau (SPD) plädierte dafür, bei den 
Briefkontrollen den Behandlungsaspekt im 
Strafvollzug, der zur Rückkehr des Gefan- 
genen in die Gesellschaft beitragen solle, in 
stärkerem Maß als bisher zu würdigen; der 
hohe Wert der Grundrechte dürfe in den An- 
stalten nicht ad absurdum geführt werden. 
Seitens der GRÜNEN wurde ein differen- 
zierter, individualisierter Einsatz des Instru- 
ments Postkontrolle gewünscht, etwa nur 
Sichtkontrolle der Sendungen. Gabriele 
Kordowski (CDU) warnte davor, in Sachen 
Grundrechte den Täterschutz vor den Op- 
ferschutz zu stellen; die Grundrechte der 
Allgemeinheit seien höher anzusetzen als 
die der Täter. 
Kommissionsvorsitzender Söffing fand den 
intensiven mehrstündigen Austausch mit 
Zustimmung aller Teilnehmer ,.sehr erhel- 
lend. Für ihn stelle sich aber die Frage. wie 
es mit der Briefkontrolle in den Anstalten 
über die acht heute eingeladenen hinaus 
aussehe: ob auch hier dem Aspekt der Be- 
handlung der Gefangenen bei der flächen- 
deckenden Kontrolle die notwendige Be- 
achtung geschenkt werde. Darum werde 
sich die Vollzugskommission in nächster 
Zeit kümmern. j. k. 

.ES ist schön, dass Sie heute hier sind' - mit diesen Worten begrüßte Landtagspräsident Ulrich Schmidt (am 
Rednerpuit) den Vorstand sowie die Mitglieder der ~andesseniorenvertratung und Abgeordnete zu der ge- 
meinsamen Veransteituna mit dem Landesoariament unter dem Mono. I5 Jahre lnteressenvartretuno iilterer 
Menschen in ~ordrhein-iestfalen" im ~le"arsaa1 des Landtags. Dabei erinnerte der Priisident daransdass Nn 
Landtag vor zehn Jahren der endgültige Neme .Landesseniorenvertretung NRW" mit ihren inzwischen 100 
örtlichen Vertretungen aus der Taufe  eho oben worden sei und wünschte in seinem Glückwunsch der Vorsit- 
zenden Hiltrud weisling .alles erdenhich Gute für die weitere Arbeit zum Wohle der älteren Menschen in un- 
serem Land". Der Prbsident erinnerte daran. dass die Vereinten Nationen das Jahr 2001 zum .lnternatlonalen 
Jahr der Freiwilligen" erkiae haben: Unter den 22 Millionen ehrenamtlich engagierten ~enschen in Deutsch- 
landseien es im sozial- und Gesundheitsbereich vor allem die "jungen ~lten! die die meisten ehrenamtlichen 
Var~llichtunaen wahrnehmen und deinit aanz unverzichtbare Akzenfe in unserer Geseilscheit setzten. - An 
de, ~eran~tältung nahm auch die ~ozia1n;Niisterin des Landes, Birgit Fischer (SPD, vorne links), teil. 

Foto: Schälte 
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Innenausschuss: 

Umsetzung des 
Gutachtens zur 
Funktionsbewertung 
in der Polizei kostet 
jährlich 120 Millionen 
Mit einem Antrag der Fraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN wird die 
Landesregierung aufgelordert, in diesem 
Herbst zum letzten Mal Bewerber für den 
mittleren Pollzeivolhugsdienst, vom kom- 
menden Jahr an nur noch BewerberAnnen 
für den gehobenen und höheren Polizeivoll- 
zuasdienst einzustellen und sicherzustel- 
len dass ab dem Jahr 2010 nur noch Stellen 
dieser Laufbahnen beseht sind und bis da- 
htn in acht gleichen Schritten entspre- 
chende Stellenumwandiungen vorzuneh- 
men sind. Die Stellen sind so zu schlüsseln, 
dass die Halite der Polize~beamten/Polizei- 
beamtinnen im gehobenen Dienst die Be- 
soldungsgruppe A 11 erreichen kann. 

Dieser und ein damit verbundener Antraa 
der Koalitionsfraktionen zur ~erbesserung 
der künftigen Verwaltungs- und Polizeiaus- 

bildung an der Fachhochschule fur offentli- die Feststellung, Ausweitungen im Stellen- 
che Verwaltung sowie je ein Entschlie- bereich der Polizei seien nlcht finanzierbar, 
ßungsantrag der Oppositionsfraktionen sei unrichtig. Die CDU-Fraktion habe schon 1 
standen im Mittelpunkt der Beratungen des bei den letzten Haushaltsberatungen deut- 
Ausschusses fur Innere Verwaltuna und lich aemacht wo aesDart werden kbnne 
Verwaltungsstrukturreform, dessen ~Ttzung 
Ende April je zur Hälfte von seinem Vorsit- 
zendem Klaus Stallmann (CDU) und seinem 
Stellvertreter Karl-Peter Brendel (FDP) ge- 
leitet wurde. 
Der innenpolitische Sprecher der Fraktion 
der CDU. Theo Kruse, sprach sich grund- 
sätzlich ebenfalls für die Einführung der 
zweigeteilten Laufbahn aus und erinnerte 
daran, dies habe seine Fraktion in der Ver- 
gangenheit mehrfach gefordert; die Land- 
tagsmehrheit habe das jedoch immer ab- 
gelehnt. Er verwies auf den gerade vom 
Innenministerium vorgelegten Lagebericht 
zur organisierten Kriminalität und die damit 
nicht zu vereinbarende Feststellung im An- 
trag der Koalitionsfraktionen. dass wegen 
der laufbahnrechtlichen Verbesserungen in 
dieser Legislaturperiode weitere Struktur- 
Verbesserungen sowie Stellenausweitun- 
gen irn Polizeibereich ausgeschlossen 
sind. Ohne diese Einschränkung hätte der 
Antrag die Zustimmung der CDU gefunden, 
betonte Kruse. Zu bedenken sei auch das 
Bild der Kriminalpolizei und das wachsen- 
de Erfordernis, immer mehr Spezialisten in 
den Polizeibereich einzustelien. Die Be- 
hauptung der SPD-Fraktion. NRW sei das 
sicherste Bundesland, bestreite er. Auch 

Petitionsausschuss half Behindertem 
Zweitprothese für Arbeitsplatzerhalt 
Eine Bürgerin hat s~ch für ihren behinderten Sohn an den Petitionsausschuss gewandt, da 
die zustandioe Krankenkasse es abaelehnt hat. die Kosten für eine zweite Unterarmoro- 
these zu üb&nehmen 

Ihr Sohn hat es nach seiner zweiten Ausbil- weiterentwickelt werden soll. Ziel ist es, die 
dung geschafit, eine feste Anstellung zu be- qualifizierte Beratung Insbesondere behin- 
kommen und möchle die Meisterschule be- derter Menschen durch die Einrichtung 
suchen, was auch von seiner Firma unter- gemeinsamer Sewicestellen aller Rehabilita- 
stützt wird. Da die Prothese in seinem Beruf tionsträger zu verbessern und ihren Belan- 
(Automechaniker, Karosseriebauer) sehr gen dukh eine vorgeschriebene zugige Le~s- 
stark in Ans~ruch aenommen wird. wäre es tunasaewahruna Rechnuna zu traaen. Das 
aus ihrer sicht sin&ll, eine zweite.~rothese ~eGe6 soll aml .  Juli dies& ~ahre i  in Kraft 
zu bewilligen, damit bei möglicher Reparatur- treten. Auch damit durfte dem Wunsch der 
bedürfligkeit keine Arbeitsunfähigkeit eintritt. Petentin nach einer besseren gesetzlichen 
Die Krankenkasse lehnte die Zweitversor- Reaeluna entsDr0chen worden sein. - . . .  
gung jedoch ab, da diese gesetzlich nicht 
vorgesehen ist. 
DerPetentin ging es über den Einzelfall hin- Anhörungen aus auch um die besswe Unterstützung be- 
hinderter Menschen und Hilfe bei der Durch- Im Bereich der Juaend- und Sozial~olitik 
setzung ihrer Ansprüche m den zuständi- finden in diesem ~Öna t  drei öffentliche Ver- 
gen Stellen, die sie sehr vermisste. So wurde anstaltungen statt Den Anfang macht der 
ihr Sohn von der Krankenkasse auch an an- Gesundheitsausschuss, der am 9. Mai zu- 
dere Kostenträaer ISozialamt. Rentenversi- sammen mit dem Ausschuss für Kinder. Ju- 
~herun~sträger-und ~ersorgungsamt) ver- gend und Familie ein Hearing zum The- 
wiesen, obwohl hier keine Ansprüche bestan- ma .Behandlungsrnöglichkeiten für drogen- 
den. kranke Kinder und Jugendliche" durchführt. 
Die Petition hat letztendlich zum Erfolg ge- Am Tag darauf stellt der Ausschuss für Kin- 
führt. Die Krankenkasse hat nach nochmali- der, Jugend und Familie im Plenarsaal den 
ger Prufung die Kosten für eine zweite Unter- 7. Kinder- und Jugendbericht der Landesre- 
armprotheie übernommen. gierung (Vorl. 1273096) in den Mittelpunkt 
Der Petitionsausschuss unterstützt darüber einer öffentlichen Anhor~na von Sachver- 
hinaus den Wunsch der Petentin im Sinne al- ständigen. Am 23. Mai hören der Gesund- 
ler Behinderten und Betroffenen, bessere g e  heitsausschuss und der kommunai- 
setzliche Regelungen zu treffen. So wird der- politische Ausschuss Experten zu den ,,Wir- 
zeit im Bundestag ein Gesetzentwurf der kungen des Gesetzes zur Umsetzung des 
Bundesregierung beraten, mit dem das Re- Pflegeversicherungsgesetzes" an. Diese 
habilitations- und Schwerbehindertenrecht cn ganztagige Veranstaltung findet ab 10 Uhr 
anem Neunten Buch des Sozialgesetzbuchs ebenfalls im Plenarsaal statt. 

und ldabei ausdrü~klich vier Bereiche - 
darunter Polizei und Justiz - ausgenom- 
men. 
Der Sprecher der Fraktion der SPD, Jürgen 
Jentsch. nannte es eine herausragende ge- 
meinsame Leistung der Koalitionsfraktio- 
nen und der Landesregierung. schon jetzt 8 

im Polizeidienst eine Quote von 78 Prozent 
der Bediensteten im gehobenen Dienst er- 
reicht zu haben. Mit dem weiteren Schritt 
der abschließenden Einführung der zweige- 
teilten Laufbahn, die dann den Haushalt 
jährlich zusätzlich mit 120 Millionen Mark 
belasten werde, sei mehr erreicht als in al- 8 

len anderen Bundesländern. Um in der Of- 
fentlichkeit glaubwürdig zu bleiben, gebiete !: 
es die Ehrlichkeit, damit die Feststellung zu 

' 

verbinden, dass zusätzliche Planstellen in 
der laufenden Wahlperiode nicht mehr fi- ? 
nanziert werden könnten. An Theodor Kru- -, 

se gewandt, stellte er fest, dabei werde man t- 
natürlich die Ausbildung im Auge behalten. 
Eine gut qualifizierte Polizei - auch ohne 
Unterscheidung zwischen Vollzugs- und 
Kriminalpolizei - werde in der Lage sein, .- 
zukünftig auftretende besondere polizeili- 
che Lagen zu bewältigen. Fraktionskollege . 
Hans-Peter Meineke (SPD) fügte hinzu. er 
habe kein Verständnis für die Anstrengun- 
gen der CDU, die Einführung der zweigeteil- 
ten Laufbahn mit einer Stellenausweituna 
zu verquicken: .Politik ist die Kunst der ver- 
wirklichung des Möglichen." 
lnnenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) er- 
innerte daran, dass die Beschaffung der 
schusssicheren Westen für die Polizei den 
Haushalt in diesem und im nächsten Jahr 
noch einmal mit 60 Millionen Mark belaste. 
Die innere Sicherheit sei und bleibe 
SchwerpunMthema der Landespolitik. Sein 
Ministerium beschreite inzwischen auch mit 
dem Leasing für Streifenwagen neue Wege. 
Das geschehe in dem Bewusstsein, Mobi- 
lität und Modernität bei der Polizei sorgten 
für Arbeitszufriedenheit und Motivation. 
Auch die Polizeigewerkschaft stehe hinter 
dem Gesamtkonzept. dass nunmehr ge- 
meinsam mit der Landesreaieruna umas 
setzt werde. Die Bürger und ~üGerinn8n 
"können in unserem Land sicher leben, 
NRW ist das sicherste Bundesland". schloss 
der Minister. 
Für die Fraktion der FDP bezeichnete Horst 
Engel den Tag der Einbringung des zur De- 
batte stehenden Antrags als einen histori- 
schen Tag im Plenum. Die innere und äuße- 
re Sicherheit in NRW sei ein Schwerpunkt, 
in die zu investieren sich lohne. Ein Junktim. 
wie es die CDU vorgetragen habe. lehne er 
ab. Seine Fraktion wolle die Umgestaltung 
der Polizei mit gestalten, dazu gehöre auch, 
dass die Fachhochschule für öffentliche 
Verwaltung eine Einrichtung des Innenmi- 
nisters bleiben müsse. 
Monika Düker (GRÜNE) verteidigte das ge- 
meinsam mit der SPD-Fraktion und der 
Landesregierung entwickelte Konzept und 
ermunterte die CDU erneut. sich ebenfalls 
dafür einzusetzen. Neue Aufgaben der Poli- 
zei und die Herausforderungen der organi- 
sierten Kriminalität müssten durch Um- 
schichtungen bewältigt werden, wie dies 
auch in anderen Bereichen Brauch sei. 
Mehr Personal und gleichzeitig Steuerkür- 
Zungen zu fordern, das passe nicht zusam- 
men. Wolfgang Fröhlecke 
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Anhörung zur Umsetzung der EU-Wasserrichtlinie/ 1. Teil: 

Kommunen und Verbände warnen vor 
mehr Staat bei der Wasserwirtschaft 

Eine aktive und nachhaltige Wasserwirtschaft ist im dicht besiedelten Nordrhein- Westfalen 
von oroßer Bedeuruno. Neue Instrumente dafür enthält die euro~äische Wasserrahmen- 
richthie, die bis ~ n d e  Dezember 2003 in nationales Recht umzusetzen ist. Dazu sind in 
Deutschland der Bund mit seinem Wasserhaushaltsgesetz und die Lander mit ihren jeweili- 
gen Landeswassergesetzen gefordert. Was dabei auf das Land NRW zukommt, war Gegen- 
stand einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Umwelt und Naturschutz unter sei- 
nem Vorsitzenden Klaus Strehl (SPD) am 4. April im Plenarsaal des Landtags. Das Hearing 
sollte nach Strehls Worten dazu dienen, einen Überblick über die Rechtslage und die erfor- 

für die Umsetzung zuständig sein. Über- 
hau!Jt sei an die bewährte Aufaabenvertei- ! 

derlichen Regelungen zu schaffen und - zweitens - die Diskussion Über 8 e  effiziente Auf- ~lanungsanspru~hs alle Gewässer im Land 1 t:i 

lung zwischen Staat und ~elb~tverwaltung 
anzuknüpfen, wobei die Devise lauten müs- / 
se, eher mehr Selbstverwaltung und weni- ! 
ger Staat Stüber riet dazu, das bei den 1 
Verbänden gesammelte Wissen zu nutzen ; 
und nicht wie geplant private Ingenieurbü- ' 
ros einzuschalten. Bongert rief dazu auf, die 1 ~: 
in der WRRL der EU durchaus vorhandenen - 

gabenverteilung zwischen den am Verfahren maßgeblich Beteiligten zu führen. Ziel sei, ei- mit einem feinmaschigen Netz zu über- -4 nen Beitrao zu einer zeitnahen und wirksamen Umsetzuno im Lande zu leisten. mannen: So etwas stelle ein bewahrtes In- 

Spielräume für landestypische Besonder- 
heiten zu nutzen, aber das Ziel der Harmo- 
nisierung in der Wasserpolitik nicht zu 
unterlaufen. Auch er sprach sich dafür aus, 
die vorhandenen Strukturen einzusetzen 
und nicht im Zuge eines neuen staatlichen 

- 
Neue Impulse für die Wasserwirtschaft im 
Lande, die sich sowohl auf die organisato- 
risch-administrativen Bereiche als auch die 
strategischen, fachlichen und methodi- 
schen Aufgaben bezögen, seien mit der EU- 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) verbun- 
den. erklärte als erster Sprecher Abteilungs- 
ieiter Dr. Harald Friedrich vom Ministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (MUNLV). Was das 
zu novellierende Wassergesetz des Landes 
angehe, so müsse es hier neue Planungsin- 
strumente geben, alte seien aufzuheben: 
das beziehe sich vor allem auf künftigen 
Regelungen über die BewirtschaHungszie- 

,ä 
I ' .j 

Wasserverbänden wurde angeboten. einen 
Vertreter in die Steuerungsgruppe zu ent- 
senden". erklärte der Ministeriumssprecher. 
Die Regelungsdichte im Lande sollte nicht 
über das von der EU-Richtlinie gebotene 
Maß hinausgehen, forderte der Sprecher 
der kommunalen Spitzenverbände, Dr. 
Hans-Ulrich Schwarzmann. Sonst sei ein 
enormer bürokratischer Aufwand zu be- 
fürchten. Was die in der WRRL enthaltene 
Forderung kostendeckender Wasserpreise 
angehe. so sei dazu im Lande bereits Voll- 
zug zu melden, eine weitere Regelung sei 
nicht erforderlich. Bei der verwaltungsmäßi- 
gen Umsetzung der WRRL sei der lokale 

le. BewirtschaHungsanforderungen und die Sachverstand einzubeziehen, forderte er 
Ausnahmen davon Zur Umsetz~na der und schloss daran die Bedinauna an. dass 
WRRL werde das Land in zwölf ~ e i l e i k u ~ s -  
gebiete (Bearbeitungsgebiete) gegliedert, 
die zu den vier NRW betreffenden Flussge- 
bietseinheiten Rhein, Weser, Ems und Maas 
gehören, fuhr Friedrichs fort. Jedem Bear- 
beitungsgebiet sei eine federführende Stel- 
le zugeordnet, die beim Staatlichen Umwelt- 
amt (StUA) oder bei Landesumweltamt 
(LUA) angesiedelt sei. Das Umweltministe- 
rium aggregiere die in den Teileinzugsge- 
bieten durchgeführten Arbeiten und bewirt- 
schafte die in den Teileinzugsgebieten zu- 
geordneten Gewässer nach den Vorgaben 
der künftigen Gesetze. Dazu werde auf Lan- 
desebene beim Ministerium eine Steue- 
rungsgruppe eingesetzt, denen Angehörige 
des Ministeriums, des LUA, der Bezirks- 
regierungen und der Staatlichen Umwelt- 
ämter angehörten; .den sondergesetzlichen 

die bisherige ~uf~abenträ~erschäft der Un- 
teren Wasserbehörden (Kreise und kreis- 
freie Städte) beibehalten wird: auf nationaler 
Ebene seien neue Zuständigkeitsregelun- 
gen nicht geboten. 
Für die Wasserverbände ergriffen Ernst Ot- 
to Stuber und Dieter Bongert das Wort. Stü- 
ber verlangte, die Wasserverbände sollten 
.in eigener Verantwortung und unter Auf- 
sicht des Staates" in ihrem jeweiligen Gebiet 

Skizzierte die Richtung, in der nach Vorstei- 
lung der Landesregierung die Umset zung der 
EU-Rahmenrichtlinie in Landesrecht laufen 
soll: Dr. Hamld Friedrich vom NRW-Umweitmmi- 
nisterium (am Rednerpult). Hinter ihm: Aus- 
schussvorslhender Klaus Strehl (SPD). 

~oto: Schalte 

sirument in Frage und bedeute vor allem 
mehr staatliches Personal. Kurz: Funktion 
und Aufgaben der Wassewerbände seien 
nicht auf den Staat zu übertragen; im 
Gegenteil, die Verbände mit ihren effizien- 
ten Lösungen im Gewässerschutz empfäh- 
len sich für neue Aufgaben und für eine Er- 
weiterung der bestehenden. Es könne nicht 
sein, dass der Staat erst Aufgaben an sich 
ziehe, die er dann an private Ingenieurbüros 
übertrage - ein Abgeordneter nannte dies 
kritisch eine „Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahme". Bongert schätzte, dassdieverwirk- 
lichung der Richtlinienziele an den 50000 
Kilometern Gewässerstrecken in NRW ei- 
nen Milliardenbetrag erforderlich mache: Da 
kämen auf die Bürger möglicherweise neue 
Belastungen zu. 
Als Sprecher der fünf Bezirksplanungsräte 
bei den Regierungspräsidenten regte Dieter 
Pützhofen die Erhebung eines "Wasser- 
Cent' an, der für die Beseitigung von Ge- 
wässewerunreinigungen unter der Regie 
der Bezirskplanungsräte („Anwälte des 
Interessenausgleichs") eingesetzt werden 
sollte; diese Regionalräte könn ten die 
unterschiedlichen Interessen vor Ort am be- 
sten bündeln und ausgleichen. Pützhofen 
legte den Abgeordneten ans Herz, bei der 
Umsetzung der WRRL die effiziente Vertie- 
fung der regionalen Verantwortung zu be- 
achten und zu verfolgen. Dem Prinzip der 
Integration gebühre Vorrang vor dem Prin- 
zip der Fachlichkeit. Von der Bezirksregie- 
rung Düsseldorf rief Dr. Waller Stork dazu 
auf, bei der Wahrnehmung wasserwirt- 
schaftlicher Aufgaben Doppelarbeit zu ver- 
meiden und die Federführung und Ergeb- 
nisverantwortung für die Aufstellung der 
Bewirtschaftungspläne und Maßnahmen- 
Programm in einer Hand, bei einer staat- 
lichen Bündelungsbehörde, eben der Re- 
gierungspräsidenten, zusammenzufassen. 
Fachinteressen hätten sich dem Gemein- 
wohl unterzuordnen, betonte er. 
Für die in den Wassewerbanden tätigen Be- 
schäftigten dürfe es keine Beeinträchtigung 
ihrer Rechte bei der Umsetzung der WRRL 
geben, verlangte Peter Lafos von der OTV 
(demnächst: vecdi). Gerade die Eriahrun- 
gen, die seine Gewerkschafl mit der Dere- 
gulierung und Privatisierung im Energiesek- 
tor gemacht habe. zeigten, dass solche 
Maßnahmen vorwiegend auf dem Rücken 
der Arbeitnehmer ausgetragen würden: Es 
würden Standards abgebaut und Eingriffe 
ins Tarifrecht vorgenommen. Das sollte in 
der Wasserwirtschaft nicht nachvollzogen 
werden. Wasserversorgung und Abwasser- 
entsorgung seien Bestandteil der öffent- 
lichen Daseinsvorsorge. die man nicht pri- 
vatisieren dürfe. (wird fortgesetzt) 
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Sondersitzung des Innenausschusses zum Verfahren gegen Polizeipräsidenten 

Minister nennt Gründe für Kruses Beurlaubung 
Die Landesregierung verfolge in großer Ge- 
schlossenheit ein abgesprochenes Dro- 
genkonzept, das auch von der Justiz ge- 
tragen werde. Das erklärte der nordrhein- 
westfälische lnnenminister Dr. FNtz Behrens 
(SPD) bei einer Sondersitzung des Aus- 
schusses für Innere Verwaltung und Vemal- 
tungsstrukturreform am 12. April, die auf An- 
trag der CDU-Fraktion vom Ausschussvor- 
sitzenden Klaus Stallmann (CDU) unter der 
Uberschrift .Ermittlungsverfahren gegen 
den Polizeipräsidenten in Bielefeld" einbe- 
rufen worden war. CDU-Sprecher Theo 
Kruse betonte, bei dieser Sitzung gehe es 
nicht um Drogenpolitik. SPD-Sprecher Jür- 
gen Jentsch hielt indessen dagegen, der 
CDU-Opposition gehe es nicht um den Poli- 
zeipräsidenten Kruse. Es gehe ihr um die 
Drogenpolitik der Landesregierung, die sie 
zu verhindern suche. 

In seinem mündlichen Bericht zur Ange- 
legenheit des Polizeipräsidenten Horst Kru- 
se, Bielefeld" erklärte der lnnenminister vor 
dem Ausschuss, es sei mit Recht guter 
Brauch. dass die Landesregierung in öffent- 
lichen Ausschusssitzungen grundsätzlich 
keine Auskünfte in Personalangelegenhei- 
ten erteile. Das gebiete die Fürsorge für die 
betreffenden Personen, die einen Anspruch 
darauf hätten, dass ihre Personalien nicht 
auf dem offenen Markt gehandelt würden. 
Es gelte besonders in schwebenden Ermitt- 
lungsverfahren. in denen die Unschuldsver- 
mutung für jeden spreche, gegen den er- 
mittelt werde. 
Zum Sachverhalt stellte Behrens fest, nach 
reiflichen Uberlegungen habe er am 3. April 
entschieden. dass Polizeipräsident Kruse 
bis auf weiteres von seinen Dienst- 
geschähen als Behördenleiter freigestellt 
sei. Dazu habe ihn vor allem die Tatsache 
bewogen. dass es für Kruse unter dem ent- 
standenen öffentlichen Druck nicht möglich 
sei, seine Behördenleiteraufgaben ange- 
messen wahrzunehmen. Daneben habe er 
die Erwartung, dass die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Bielefelder Polizei nun 
wieder ungestörter von äußerer Einfluss- 
nahme ihrer Arbeit nachgegen könnten. 
Und er habe die Zuversicht. dass Kruse die 
Vorwürfe werde ausräumen können. 
Kruse habe ihn um Beurlaubung gebeten, 
um eine weitere Beschädigung des Amtes 
des Polizeipräsidenten Bielefeld zu vermei- 
den. Er habe darüber hinaus die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens gegen sich 
selbst zum Zwecke der .SelbstreinigungU be- 
antragt. Der Minister sagte. er habe diesem 
Antrag entsprochen. Die disziplinaren Vorer- 
mittlungen seien aufgenommen worden. Die 
Leitenden Polizeidirektoren Haubrock und 
Gebranzig sowie Kriminaldirektor Hetzer 
hätten am 6. April durch gleichlautende 
Schreiben an den Polizeipräsidenten in Bie- 
lefeld ebenfalls ein .Selbstreinigungsverfah- 
ren" gegen sich selbst beantragt. Uber den 
Antrag von Hetzer habe die Bezirksregierung 
Detmold zu entscheiden, die ihn habe wis- 
sen lassen, dass sie dem Antrag entspre- 
chen wolle. Die Anträge von Haubrock und 
Gebranzig würden dem Innenministerium als 
der zuständigen Stelle auf dem Dienstweg 
zugesandt. Er werde den Anträgen entspre- 
chen und Vorermittlungen veranlassen. Beh- 

Sondersilzung in den Osterferien (V. L): lnnenminister Dr. Fritz Behrens (SPD) und Ausschussvorsitze~ 
Kiaus Staltmann (CDU). Foto: Sct 

ider 
iälte 

rens wies darauf hin. Vorermittlungen und et- 
waige Disziplinarverfahren genössen Ver- 
traulichkeit und Personaldatenschutz. ,;Vor 
Abschluss der Verfahren wird deshalb eine 
inhaltliche Berichterstattung an den Aus- 
schuss nicht möglich sein.' 
Behrens teilte mit, damit die Kreispolizei- 
behörde Bielefeld ihre gesetzlichen Auf- 
gaben erfüllen könne, habe er umgehend 
einen kommissarischen Behördenleiter be- 
stellt sowie einen weiteren leitenden Beam- 
ten der Bezirksregierung Detmold - eben- 
falls kommissarisch - für die vakante Funk- 
tion des Leiters der Abteilung Verwaltung 
und Logistik abgestellt. Dieser sei zugleich 
Stellvertreter des Behördenleiters. 
Zu Beginn der Sitzung hatte CDU-Sprecher 
Theo Kruse um Verständnis gebeten, dass 
die Sitzung wenige Tage vor Ostern einbe- 
rufen worden sei. Er vertrat die Auffassung, 
dass die Sondersitzung sehr viel Sinn ma- 
che. Oft hätten lokalpolitische Gescheh- 
nisse landespolitische Auswirkungen. Be- 
sonders CDU und FDP hätten die Diskus- 
sion aufgegriffen. Kruse beklagte vor allem 
den Vorwurf der Koalition, die CDU beschaf- 
fe sich aus obskuren Kanälen Informatio- 
nen. Man wolle gerne wissen, ob der Poli- 
zeipräsident Horst Kruse um seine Beurlau- 
bung gebeten oder welche Gründe es ge- 
geben habe. 
Der CDU-Abgeordnete Dr. Hans-Joachim 
Joseph Franke erinnerte den lnnenminister 
daran, dass seit Herbst vergangenen Jahres 
der Fall im Innenausschuss und seit Januar 
im Plenum behandelt werde, da seien „un- 
bekannte Berichte" der Staatsanwaltschaft 
Münster doch verwunderlich. Franke hielt 
dem Minister vor, er habe sehr genau ge- 
wusst, welch hochexplosives Gebräu sich 
da entwickle. 
Fritz Behrens wies ,.die Fülle von Unter- 
stellungen" zurück und hielt der CDU vor, 
sie habe ein abenteuerliches Verständnis 
vom Rechtsstaat. Er habe sich nicht mit 
dem Justizminister über den Zwischen- 
stand eines Ermittlungsverfahrens ausge- 
tauscht Eine Fülle von Zeugen sei noch 

nicht vernommen. Behrens sprach von 40, 
die von der Staatsanwaltschaft Münster 
noch vorgeladen werden müssten. Der Mi- 
nister wehrte sich gegen jede Form der Vor- 
verurteiluna und beKraftiate. bei dem vorlau- 
figen ~ensnisstand könne' keine abschlie- 
ßende Bewertung vorgenommen werden. 
Auch der neue Staatssekretär im Justiz- 
ministerium, Dr. Christian Dästner, seit dem 
1. März im Amt, betonte, dass es von seinem 
Ministerium keinerlei Auskünfte zu dem Fall 
gebe. Das Ermittlungsverfahren sei bei der 
Staatsanwaltschaft in Münster anhängig 
und noch nicht abgeschlossen. .;Von unse- 
rer Seite kann so gut wie nichts gesagt wer- 
den." 
.Wir diskutieren über Unsinn, weil keine 
Fakten auf dem Tisch liegen", sagte Jürgen 
Jentsch (SPD). Man sollte abwarten, was die 
Staatsanwaltschaft an Ermittlungen vorlege 
Die CDU beeinfl~sse die 6ffentlichkeit ~ n d  
mache „damit einen Menschen kaputt". 
Jentsch wörtlich: .Ich distanziere mich von 
solchen Verhaltensweisen." 
Für die FDP erklärte der Abgeordnete Horst 
Engel, die Entscheidung. Kruse zu beurlau- 
ben, sei spät gekommen. aber noch richtig, 
um das Vertrauen wieder herzustellen. Im 
Ubrigen unterstrich er, dass die FDP die 
Drogenpolitik des Landes mit ihren drei 
Säulen mittrage. 
Die CDU-Abgeordnete Tanja Brakensiek be- 
kräftigte für ihre Fraktion mit Blick auf Biele- 
feld. rechtsfreie Räume dürfe es nicht ge- 
ben. Der SPD-Abgeordnete Frank Bara- 
nowski stellte dagegen fest: .Es ist nicht 
nachvollziehbar, warum wir diese Sondersit- 
zung durchziehen." Die Grünen-Abgeord- 
nete Barbara Steffens gar empfand das 
Sondertreffen als schädlich und als blama- 
bel, eine solche .vorösterliche Eiersuche" 
ZU veranstalten. 
Theo Kruse verteidigte das Vorgehen seiner 
Fraktion mit den Worten. der CDU gehe es 
in diesem Ausschuss nicht um Drogenpoli- 
tik. Er schloss: .Ich habe nie das Thema 
Drogenkonzeption in den Mittelpunkt ge- 
stellt." 




























